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Der Leiter der Partei-Kanzlei Führerhauptquartier, den 90. Juni 1943 
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Rundschreiben Nr. 97/43 


Betrifft: Einflußnahme von Parteidienststellen auf die Preis- 
bildung und Preisüberwachung 


Eine der wichtigsten Aufgaben des Reichskommissars für die Preisbildung ist die 
Aufrechterhaltung der Preisstabilität. Die Festigkeit der Preise ist die Grundlage 
der Währung und eine Voraussetzung für die Sicherung der Leistungsfähigkeit’der 
Rüstungswirtschaft sowie der Kampfkraft des Volkes. Sämtliche preispolitische Maß- 
nahmen haben den Zweck, einer individuellen und eigenmächtigen Preisentwicklung 
nach oben Einhalt zu gebieten und die Preisverhältnisse trotz erheblicher Schwierig- 
keiten, die sich mit zunehmender Kriegsdauer verstärken können, in Ordnung zu 
halten. ’ 

Die Bemühungen des Staates müssen durch die Partei Unterstützung finden. Die 
Partei muß ‘die staatlichen Maßnahmen der Bevölkerung nahebringen und die psy- 
chologischen Voraussetzungen hierfür im Volke schaffen. Die notwendige Aufklärung 
soll sich selbstverständlich nicht in Einzelheiten verlieren. Sie wird sich vielmehr 
auf die Herausstellung allgemeiner Grundsätze zu beschränken haben. 

Im Mittelpunkt der propagandistischen Aufklärung muß der Führererlaß vom 
17. März 1942, durch den die Aufrechterhaltung der bisherigen Preise zur Pflicht 
gemacht wird, stehen. (Anlage TI) 


Danach ist es notwendig, die immer wieder vertretene Auffassung, daß Geld keine 
Rolle spiele, schärfstens zurückzuweisen. Vielmehr ist die Bedeutung des Sparens für 
die Erhaltung unserer Währung und die reibungslose Durchführung der Kriegs- 
finanzierung besonders hervorzuheben. Insbesondere ist darauf hinzuweisen, daß für 
das heute ersparte Geld nach dem Kriege mehr und besser gekauft werden kann. 

Da die Partei zu dieser Mitarbeit nur dann in der Lage ist, wenn sie laufend und 
rechtzeitig über die beabsichtigten staatlichen Maßnahmen unterrichtet wird, hat 
der Reichskommissar für die Preisbildung mit Erlaß Nr. 41 v. 30. 6. 1943 (Anlage II) 
seine nachgeordneten Dienststellen angewiesen, sich bei wichtigen Entscheidungen 
mit den zuständigen Partei-Dienststellen in Verbindung zu setzen. 

Der Partei erwächst hiermit eine Aufgabe, die während des Krieges von entschei- 
dender wirtschaftspolitischer Bedeutung ist. Sie muß insbesondere durch Einschaltung 
der Gauwirtschaftsberater dazu beitragen, die durch, Befehl des Führers angeordnete 
Stabilität der Preise zu gewährleisten. 


gez. M. Bormann 
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Abschrift von Abschrift 


Anlage I 


Erlaß des Führers zur Sicherung des Preisstandes 
Vom 14. März 1942 


h \ 

Die Stabilität der Preise ist die Grundlage einer festen Währung und eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für die Sicherung der Leistungsfähigkeit der Rüstungs- 
wirtschaft und der Kampfkraft des Volkes. ? 

Ich bestimme daher, dal bei der Genehmigung von Preiserhöhungen der strengste 
Maßstab anzulegen und vor etwaigen Preiserhöhungen von grundsätzlicher Bedeutung 
meine Entscheidung einzuholen ist. 

Hierbei ist wie folgt zu verfahren : Anträge auf Preiserhöhung sind von dem Reichs- 
kommissar für die Preisbildung dem Beauftragten für den Vierjahresplan vorzulegen. 
Falls dieser einen Antrag nicht von sich aus ablehnt, ist der Antrag mir — und zwar 
grundsätzlich über den Reichsminister und Chef der Reichskanzlei — zur Entscheidung 
vorzulegen. 


Führerhauptquartier, den 14. März 1942 


Der Führer 
gez. Adolf Hitler 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
% gez. Dr. Lammers 


Abschrift 


hat Anlage II 
Runderlaß Nr. 41/43 


An alle Preisbildungs- und Preisüberwachunsgsstellen im Reichsgebiet 


Betrifft: Zusammenarbeit mit den Parteidienststellen 


‚.. Der Leiter der Partei-Kanzlei hat in seinem Rundschreiben Nr. 97/43 vom 90. 6. 43 

die kriegsentscheidende Wichtigkeit, die der Wahrung der Preisstabilität zukommt, 
betont und die Dienststellen der Partei aufgefordert, zur Erreichung dieses Zieles 
tatkräftige Mitarbeit zu leisten. 


Ich nehme Bezug auf meine wiederholten in diesem Sinne ergangenen Weisungen 
und erwarte, daß die Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen von sich aus die 
geeigneten Schritte ergreifen, um die erwünschte Mitarbeit der Partei möglichst 
wirkungsvoll werden zu lassen. 


Wie dieses Rundschreiben erneut erkennen läßt, sind Preisbildung und Preis- 
überwachung durchaus politischer Natur. Die Preisbildungs- und Preisüberwachungs- 
stellen müssen daher über die verwaltungsmäßige Erledigung der ihnen gestellten 
Aufgaben hinaus dieser politischen Bedeutung besonders Rechnung tragen. Vor- 
dringlichste politische Aufgabe ist es, mit allen Mitteln Sinn und Ziel der Preispolitik 
der Bevölkerung verständlich zu machen. Es muß ihr die Überzeugung vermittelt 
werden, daß durch Preisbildung und Preisüberwachung die Stabilität der Preise und 
damit der Währung gewährleistet bleibt, daß aber Preisverstöße, die dieses Ziel 
gefährden, schwere Vergehen gegenüber der Volksgemeinschaft sind. Es ist daher 
Pflicht aller Leiter der Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen, sich selbst und, 
soweit es angängig ist, ihre Mitarbeiter für diesen durch den Leiter der Partei-Kanzlei 
angeordneten Einsatz zur Verfügung zu stellen. Die Leiter und die sonst geeigneten 
‚Angehörigen der Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen sollen dabei auf den 
Versammlungen der Partei, ihrer Gliederungen und der ihr angeschlossenen Verbände 
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zu preislichen Fragen das Wort ergreifen. Das gleiche gilt auch für Zusammenkünfte 
der Organisationen der Ernährungswirtschaft, der gewerblichen Wirtschaft und 
sonstiger wirtschaftlicher Verbände. 


In gleicher Weise müssen auch die unteren Preisbehörden (vor allem die größerer 
und wichtigeren bei den staatlichen Polizeiverwaltungen) mit den ihnen entsprechenden 
Dienststellen der Partei, insbesondere mit den Kreisleitern und Kreiswirtschafts- 
beratern, eng zusammenarbeiten. Auch hier ist eine aktive Teilnahme an den Ver- 
sammlungen notwendig. 


Weitere Möglichkeiten, die vordringlichsten Preisangelegenheiten der Bevölkerung 
näherzubringen, werden am vorteilhaftesten mit den Gaupropagandaleitungen und 
Gaupresseämtern (vgl. RE Nr. 49/42 vom 22. 5. 1942) zu besprechen sein, mit denen 
aus diesem Grunde gleichfalls eine enge Fühlungnahme notwendig ist. Als ein be- 
sonders geeignetes Mittel der Zusammenarbeit von Partei und Preisdienststellen hat 
sich in einer Anzahl von Gauen die Einrichtung von Preisausschüssen bei den Gau- 
wirtschaftsberatern erwiesen. Die Zusammensetzung der 'Ausschüsse richtet sich 
nach den gegebenen Verhältnissen ; sie können z. B. aus dem Gauwirtschaftsberater 

ER) als Vorsitzenden, einem oder mehreren Kreiswirtschaftsberatern, Amtswaltern der 

/ DAF., die ja an Versorgungs- und Preisfragen stark interessiert ist, der Gauwirtschafts- 

und Wirtschaftskammern sowie der Wirtschaft selbst bestehen. Weitere Dienststel- 

R len oder Organisationen sind je nach den örtlichen Verhältnissen beteiligt. Von . 
e Preisdienststellen ist die diensthöchste am Sitz der Gauleitung vertreten, neben ihr 

aber mindestens eine weitere aus dem Gau. 


Zu der wichtigsten Aufgabe der Preisausschüsse gehört es, die Mitglieder durch die 
. vertretenen Preisdienststellen über grundlegende Fragen der Preisbildung und ins- 
besondere auch der Preisüberwachung zu unterrichten. Besonders sind ferner gemein- 
same Maßnahmen zur Durchführung der Preisüberwachung anzustreben. In diesen 
Zusammenhang gehört auch die Bekämpfung des Schleich- und Schwarz- 
handels; geeignete Gegenmaßnahmen müssen in Zusammenarbeit mit den hierfür 
zuständigen Stellen getroffen werden. Die zu treflenden Maßnahmen ergeben sich 

aus den ım Einzelfall jeweils gesondert gelagerten örtlichen Verhältnissen. 
Ich bitte, den Gauwirtschaftsberatern zu empfehlen, in den Gauen, in denen 
derartige Preisausschüsse nicht bestehen, diese oder entsprechende Organisationsformen 


b einzurichten, dort aber, wo sie bereits vorhanden sind, ihre Arbeit in diesem Sinne 
. möglichst zu erweitern. 


' Es steht den Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen frei, je nach den örtlichen 
j Verhältnissen andere und weitergehendere Formen der Zusammenarbeit mit den 
> Parteidienststellen zu verabreden. Entscheidend ist, daß mit Rücksicht auf die poli- 
“ tische und psychologische Bedeutung der Preisfrage gerade in der gegenwärtigen 


Situation eine enge und fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den Preis- und Partei- 
dienststellen möglichst bald zustande kommt. Ein Erfahrungs- und Rechenschafts- 
bericht in dieser Sache ist mir bis zum ı. Dezember 1943 zu erstatten. 


WILTZIEIZIZI 


Der Leiter der Partei-Kanzlei- Führerhauptquartier, den 1. August 1943 
Rundschreiben Nr. 107/43 
Betrifft: Vertrauliche Behandlung von Rundschreiben, An- 
ordnungen, Verfügungen usw. der Partei 


F Erneut weise ich nach gegebener Veranlassung auf folgendes hin: 


BL Rundschreiben, Anordnungen, Verfügungen usw. der Partei sind — 
auch wenn sie nicht besonders als „vertraulich“ gekennzeichnet wor- 
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den sind— nur für die im Verteiler aufgeführten. Personen und Dienst- 
stellen und nur für den Dienstgebrauch innerhalb der Partei bestimmt. 
Dies gilt für parteiinterne Bekanntmachungen jeder Art, gleichgültig von welcher 
Parteidienststelle sie erlassen worden sind. In Betracht kommen insbesondere die 
Veröffentlichungen im Reichsverfügungsblatt Ausgabe A, Verfügungen, Anordnungen 
und Bekanntgaben, die im Reichsverfügungsblatt nicht erscheinen, weil sie nur für 
einen engeren Personenkreis vorgesehen sind, sowie Anordnungen, Rundschreiben 
und Informationen der einzelnen Parteidienststellen. 

Diese Verlautbarungen dürfen anderen als Dienststellen der Partei nur mitgeteilt 
werden, soweit dies von der Parteidienststelle, die sie erlassen hat, ausdrücklich all- 
gemein oder im Einzelfall zugelassen worden ist. Etwaige wegen der Zulässigkeit der 
Mitteilung bestehende Zweifel sind durch Rückfrage bei der zuständigen Parteidienst- 
stelle zu en! 

In besonderem Mafse müssen Amtsträger der Partei, die zugleich ein staatliches Amt 
bekleiden (z. B. die Leiter oder Angehörigen Oberster Reichsbehörden, die Reichs- 
statthalter, die Regierungspräsidenten und Bürgermeister), darauf achten, daß die 
dem Parteiamt zugehenden parteiinternen Rundschreiben usw. nicht in Geschäfts- 


gang der staatlichen Verwaltung gegeben werden. , 
gez. M. Bormann 
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Betrifft: Vertrauliche Informationen 


Nachstehend erhalten Sie Auszüge aus den „Vertiaulichen Informationen der 
Partei-Kanzlei“ zur Kenntnis. Die Informationen sind nur für die interne Partei- 


. arbeit bestimmt. Jede Weitergabe ist verboten! 
Kobusch 


ı. Freikorps-Dienstzeitbescheinigungen. 33/43/414 

Der NS.-Reichskriegerbund bearbeitete die Anträge ehemaliger Angehöri- 
ger von Freikorps auf Ausstellung 

a) von Freikorpskämpfer-Urkunden (Dank und Anerkennung für Teilnahme 

an den Kämpfen eines Freikorps) und 

b) von Freikorps-Dienstbescheinigungen. 

Die Ausstellung der Freikorpskämpfer-Urkunden ist für die Alpen- und 
Donau-Reichsgaue, den Gau Sudetenland und das Memelland bis nach Kriegs- 
ende zurückgestellt, im übrigen Reichsgebiet bereits vollkommen durchgeführt. 

Dagegen muß die Ausstellung der Freikorps-Dienstzeitbescheinigungen 
fortgeführt werden, da die Beibringung einer derartigen Bescheinigung Vor- 
aussetzung für die Anrechnung der Freikorps-Dienstzeit imöffentlichen Dienst ist. 

Nach Auflösung‘ der überörtlichen Dienststellen des NS.-Reichskrieger- 
bundes hat der Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit dem Leiter 
der Partei-Kanzlei und dem Oberkommando der Wehrmacht das Zentral- 
nachweiseamt für Kriegerverluste und Kriegergräber mit der Ausstellung 
der Freikorps-Dienstzeitbescheinigungen beauftragt. 1 


2. Ehevermittlung für Kriegerversehrte. 33/43/415 

Auf Wunsch der Reichspropagandaleitung und des Reichspropaganda- 
ministeriums wird folgender Auszug aus einer Propagandaanweisung zur 
Kenntnis gegeben: 

Der Reichsinnenminister hat an die Oberbürgermeister in Berlin, Leipzig, 
Breslau, Hamburg, Stuttgart, München, Wien, Danzig, Frankfurt am Main, 
Köln, Königsberg ein Rundschreiben über die Einrichtung einer Ehevermitt- 
lungsstelle für Kriegerversehrte bei den Gesundheitsämtern gesandt. Es wird 
darin u.a. folgendes zum Ausdruck gebracht: 
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„Die Kriegerversehrten als die Ehrenbürger der Nation haben nicht nur 

- Anspruch auf gesundheitliche Versorgung und wirtschaftliche Sicherstellung. 

Kir Über diese selbstverständliche Verpflichtung der Allgemeinheit hinaus ist 

alles zu tun, ihnen wichtige Lebensentschlüsse in der Zukunft zu erleichtern 

und sie unter Wahrung ihrer persönlichen und der staatlichen Interessen 

zu beraten. Vielen Schwerkriegsbeschädigten, insbesondere den Entstellten, 

Blinden und Gehörlosen, wird es nur schwer möglich sein, den Wunsch nach 

i einem glücklichen Familienleben in der Ehe in Erfüllung gehen zu schen. 

Be'- Die Kriegsbeschädigten sind einerseits oft schon persönlich schwer behindert, 

rs nach einer passenden Frau zu suchen, andererseits ist der Kreis wirklich ge- 

eigneter Partnerinnen überhaupt sehr beschränkt; denn an die Frau eines 

Schwerbeschädigten werden besonders hohe Anforderungen hinsichtlich ihrer 

> körperlichen und geistigen Wertigkeit. ihrer Charakter-, Willens- und Gemüts- 

e anlage zu stellen sein. Sie soll nicht nur nach Ausbildung und Werdegang über 

7% beste Kenntnisse in der Hauswirtschaft verfügen, sondern darüber hinaus Zeit 
Er . zur pflegerischen und menschlichen Betreuung des Versehrten finden. 


- ® Nach Fühlungnahme mit dem OKW. und im Benehmen mit der NSKOV. 
a wird deshalb angeregt, in einigen Teilen des Reiches Ehevermittlungsstellen 
he für Kriegsbeschädigte und Kriegerwitwen einzurichten. Schon im bevölkerungs- 
politischen Interesse darf auf das wertvolle Erbgut der Kriegsbeschädigten 
nicht verzichtet werden; ebenso kommt der baldigen Wiederverheiratung der 
meist in bestem Fruchtbarkeitsalter stehenden jungen Kriegerwitwen aus 
verschiedenen Gründen allergrößte Bedeutung zu. Da die richtige Beurteilung 
der körperlichen und geistigen Vorbedingungen die erste Grundlage für solche 
Ehen bilden, erscheint es zweckmäßig, Eheberatungsstellen und Vermittlungs- 
stellen dieser Art an die bestehenden Eheberatungsstellen der Gesundheits- 
ämter anzugliedern, wo die Ehewerte der Partner ärztlich einwandfrei und 
’ objektiv auch auf der Grundlage der dort bereits vorhandenen Erbkarteien 
En geprüft und festgelegt werden können. Neben geeigneten Volkspflegerinnen 
Dar * wird der Erbarzt oder ein geeigneter kriegsbeschädigter Arzt mit diesen Arbeiten 
Br zu betrauen sein. Erst dann wird die eigentliche Vermittlungstätigkeit unter 
Br Berücksichtigung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse durch 
0, eine lebenserfahrene Persönlichkeit, etwa aus der NSKOV. und Frauenschaft, 
Kir vor sich gehen können.“ 
Als erste Stadt ist in Leipzig die Einrichtung einer Ehevermittlungsstelle 
Br in Angriff genommen worden. 
3 ! 'ı Die RPA. werden angewiesen, mit den entsprechenden Stellen in Fühlung 
. zu treten und gegebenenfalls für eine vorsichtige und taktvolle Behandlung 
DR ' dieser Bestrebungen in der Öffentlichkeit zu sorgen. Bei der Veröffentlichung 
i ” ist zu vermeiden, daß in der Öffentlichkeit der Anschein erweckt wird, als ob 
r der bevölkerungspolitische Gesichtspunkt ausschlaggebend für die Einrichtung 
- dieser Ehevermittlungen sei. Vielmehr muß herausgestellt werden, daß es zur 
BE ‘ vornehmsten Pflicht der Nation gehört, für die Verwundeten zu sorgen. 
we ® Nur wenn aus der Bereitschaft zu Hilfe und Pflege in den Frauen der Gedanke 
; wach wird, sich dieser Aufgabe zu widmen, ist eine Ehevermittlung in takt- 
voller Weise durchzuführen. Wenn auch in dem Rundschreiben in erster Linie 


Ex an die Kriegerwitwen gedacht ist, so sollte doch viel eher an die reife und selbstän- 

#- dige Persönlichkeit einer Frau appelliert als ein. bestimmter Stand oder eine 
m, bestimmte Altersstufe angesprochen werden. Über die Erfahrungen bezüglich 
ge der neueinzurichtenden Ehevermittlungsstellen ist zu berichten. 


3. Lieferung minderwertiger Möbel. 33/43/418 


Zahlreiche Klagen über Lieferungen minderwertiger Möbel gaben der 
Partei-Kanzlei Veranlassung, den Reichswirtschaftsminister um eingehende 
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Untersuchung zu bitten. Die Prüfung ergab, daß die minderwertige Ware 
größtenteils aus ausländischer Produktion stammt. Nur zu einem geringen Teil 
wurde sie von deutschen Herstellern geliefert. 


Zur Beseitigung der aufgetretenen Mängel wurden folgende Maßnahmen 
angeordnet: 


1. Die Aufkäufe von Möbeln auf dem ausländischen Schwarzen Markt 
wurden unterbunden; 


2.. die zur Auftragsverlagerung berechtigten Firmen erhielten von der 
Wirtschaftsgruppe holzverarbeitende Industrie neue verschärfte Richt- 
linien über die Mindestansprüche, die an die Qualität der einzuführenden 
Waren gestellt werden müssen. Die Wirtschaftsgruppe selbst ist gehalten, 
Verlagerungsaufträge nur dann zuzulassen, wenn die in Auftrag gegebe- 
nen Möbel nach den Richtlinien der Anordnung 1/43 der Reichsstelle 
Glas, Keramik und Holzverarbeitung hergestellt werden. 


3. Deutsche Hersteller, deren Produktion minderwertig ist, werden vom 
Kriegsauflagenprogramm ausgeschlossen. 2 


. Richterbriefe, Ehrenschutz gefallener, Soldaten. 33/43/419 


Das Reichsstrafgesetzbuch kannte eine ausdrückliche Vorschrift über den 
Ehrenschutz von Toten bisher noch nicht. Nach gesundem Volksempfinden 


- verdient die Beleidigung von Toten, besonders die von Gefallenen, aber zwei- 


fellos Strafe. Deshalb hat jetzt der Reichsminister der Justiz im Einvernehmen 
mit dem Leiter der Partei-Kanzlei in Art. 9 der Strafrechtsangleichsverord- 
nung vom 29. Mai 1943 (RGBL.I S. 339) eine Strafdrohung gegen die Ver- 
unglimpfung des Andenkens Verstorbener geschaffen und hierin bestimmt, 
daß die Strafe Gefängnis, in besonders schweren Fällen Zuchthaus ist, wenn 
der Verstorbene sein Leben für das deutsche Volk hingegeben hat. Eines 
Strafantrages bedarf es dann nicht. 


Oberbefehlsleiter Dr. Thierack führt zu der Frage des strafrechtlichen 
Ehrenschutzes gefallener Soldaten als Reichsminister der Justiz in den „Richter- 
briefen“ etwa folgendes aus: 

Nach nationalsozialistischer Rechtsauffassung hat auch der Tote eine Ehre. 

Der Wert, den ein Mensch zu Lebzeiten durch Arbeit, treue Pflichterfüllung 
und Einsatz für die Volksgemeinschaft erworben hat, geht nicht mit seinem 
letzten Atemzug für immer verloren, sondern lebt in seinem Andenken als 
seine Ehre fort und ist damit zugleich die Ehre seiner Familie, seiner Sippe 
und seines Volkes. 

Diese hohe Auffassung von der Ehre des Menschen ist in der Vergangenheit 
unter dem Einfluß einer individualistisch, liberal und materialistisch ausgerich- 


‚teten Rechtslehre in den Hintergrund gedrängt worden. In dem gesunden 


Rechtsgefühl unseres Volkes ist sie jedoch niemals verlorengegangen. 


„Der Tote hat keine Ehre mehr“ — so lehrte man — „weil er sie nicht 
mehr braucht. Die Ehre ist ein subjektives Recht des Menschen, das als solches 
mit dem Tode zwangsläufig erlischt.“ 


Diesem blutleeren Rechtsindividualismus gegenüber betont die national- 
sozialistische. Rechtsauffassung den sittlichen Wert der Persönlichkeit, der 
weiterlebt, auch wenn der Körper verfällt. Dies kann nicht sinnfälliger und 
deutlicher zum Ausdruck kommen als dadurch, daß der Führer auch gefallene 
Helden des Krieges noch durch die Verleihung höchster Tapferkeitsauszeich- 
nungen vor der Nation ehrt. | 


Der Heldentod der Soldaten galt von jeher als das größte Blutsopfer, das 
ein deutscher Mann für Volk und Vaterland bringen kann. Wer dieses Opfer 
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schmäht und die Ehre des Gefallenen antastet, zeigt damit eine außergewöhn- 
liche Gefühlsroheit und Niedrigkeit der Gesinnung. Er verdient strenge Strafe. 

Der deutsche Richter wacht über die Ehre der gefallenen deutschen Soldaten. 
Es kann mit Befriedigung festgestellt werden, daß die Gerichte mit ganz wenigen 
zurückliegenden Ausnahmen trotz des bisherigen Fehlens einer Strafvorschrift 
die Beleidigung eines gefallenen Soldaten allgemein streng und schnell geahndet 
haben. Die Richter haben erkannt, daß der Ruf nach einem sofort wirksamen 
Ehrenschutz unserer Gefallenen stärker war als die Sorge um die Beachtung 
der Buchstaben eines Gesetzes, das einer überwundenen Zeit entstammte. 
In den Alpen- und Donau-Reichsgauen hat das Gesetz den Ehrenschutz des 
Verstorbenen immer ausdrücklichst anerkannt. 

Die Beleidigung eines Toten, der sich nicht mehr wehren kann, ist stets als 
besonders schimpflich empfunden ‚worden. Dies muß auch im Strafmaß 
zum Ausdruck kommen. Handlungen, die neben der Ehre des Gefallenen die 
seiner Familie und auch das Mitgefühl aller Volksgenossen aufs ärgste verletzen, 
können grundsätzlich nicht mit einer Geldstrafe erledigt werden. Der Richter 
darf sich hier nicht durch eine übermäßige Berücksichtigung von persönlichem 
Streit und Feindschaft, die der Angeklagte etwa früher mit dem später Gefal- 
lenen "hatte, zur Nachgiebigkeit und Milde bewegen lassen. ’ 


Vor der Größe des Heldentodes eines Soldaten hat jede 
kleinliche Rachsucht seiner Mitmenschen zu schweigen. 

Die Achtung, die die Volksgemeinschaft der vorbildlichen Haltung unserer 
Frauen und Mütter schuldig ist, gebietet es, Angriffen auf den Stolz, die Liebe 
und Sorge der deutschen Frau um Mann und Söhne mit Nachdruck und Härte 
entgegenzutreten. 


Wir müssen stets daran denken: 

Ein Volk, das seine Soldaten und seine toten Helden nicht 
schützt und ehrt, ist ihres Einsatzes und ihrer Blutopfer nicht 
wert. 

Die deutschen Richter werden dafür sorgen, daß sich die Heimat der Front 
auch insofern würdig erweist. ’ 


. Urlauberunterbrinsungssmöslichkeiten volksdeutscher Wehrmacht- 
angehöriger nichtdeutscher Staatsangehöriskeit. 33/43/421 


Die mit Beitrag 181 der Vertraulichen Informationen Folge 15 vom 9. 4. 1943 
bekanntgegebene Verfügung des Oberkommandos der Wehrmacht vom 22. Fe- 
‘"bruar 1943 hat insofern eine Anderung erfahren, als Wehrmachturlauber 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit künftig nicht mehr im Gau Württemberg- 
Hohenzollern, sondern im Gau Sachsen im Rahmen der Hitlerfreiplatzspende 
untergebracht werden. 


Diese Urlauber werden nunmehr nach Dresden in Marsch gesetzt. 


. Einfuhr und Sonderzuteiluns von Lebensmitteln. 33/43/420 


Der Versand und die Mitnahme von Lebensmitteln aus den besetzten und 
“befreundeten Gebieten war allgemein nach den Vorschriften über die Beschlag- 
"nahme eingeführter Waren und über die 5-Kilo-Freigrenze für Lebensmittel- 

Geschenk-Sendungen und für die Mitnahme im Reiseverkehr aus dem politi- 
schen Ausland geregelt. 

Die Anwendung dieser Vorschriften hat verschiedentlich zu Härten gegen- 

über Wehrmachtangehörigen und ihnen gleichgestellten Personen geführt. 

Nach dem Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft 

vom 18.6. 1942 — II D4 — 1260 — wurde daher die Mitnahme von Waren, 
die im Rahmen des Wehrsoldes oder der sonst in den betreffenden Gebieten 
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der Wehrmachtzahlungsregelung zulässigen Geldbetrages erworben wurden, 
neben dem im Rahmen der Zollbestimmungen zugelassenen persönlichen 
Reisebedarf für zulässig erklärt, soweit diese Waren für den eigenen hauswirt- 
schaftlichen Bedarf bestimmt waren. Die Versendung von Feldpostpäckchen 
in die Heimat im Gewicht bis zu 1000 g wurde ohne Beschränkung. der Zahl 
erlaubt. Nur für gewisse Gebiete bestanden Sondervorschriften. Für sämtliche 
Gebiete jedoch galten die allgemeinen Grundsätze, daß jeweils nur so viel 
Gepäck mitgenommen werden durfte, wie ohne Zuhilfenahme von Tragriemen 
oder Tragvorrichtungen in beiden Händen getragen werden konnte. 


Mit Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft vom 
29. 9. 1942 — II B 5 — 2190 — wurde bestimmt, daß Lebens- und Genußmittel 
sowie Tabakwaren, die Wehrmachtangehörige und Wehrmachtgefolge als 
Urlauber oder auf Dienstreise aus den besetzten Gebieten, aus Dänemark und 
dem Generalgouvernement mit sich führen, sowie der einzelne die Waren 
selbst tragen kann, von jeder Kontrolle und Beschlagnahme befreit sind. Damit 
entfielen die einschränkenden Bestimmungen des Erlasses vom 18. 6. 1942 — 
II D— 1260. i 


Der Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft vom 
1. 12. 1942 — IIB 5 — 2812 — brachte weitere Erleichterungen. Nach ihm 
wurden alle öffentlichen und wirtschaftlichen Erzeugnisse, die nach dem 
1. 12. 1942 im Personenverkehr — auch von Zivilpersonen — mitgeführt 
wurden, ohne Rücksicht auf Menge und auf das Land, aus dem sie ausgeführt 
wurden, von der Beschlagnahme freigestellt. 


SEITE TIELEI VII SI ERS ET SEI SI SS er TTTT 
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In der letzten Zeit haben sich aus ungeregelter Einfuhr von Lebens- und 
Genußmitteln und infolge der Heranbildung ungeregelter Lieferbeziehungen 
zu den befreundeten und besetzten Ländern gewisse Schwierigkeiten und Sonder- 
vergünstigungen ergeben, die im Interesse der Versorgung der Allgemeinheit 
des deutschen Volkes vermieden werden müssen. Es ist daher mit sofortiger 
Wirkung folgendes angeordnet worden: r 


ı. Militärische und zivile Dienststellen und Einrichtungen jeder Art, die 
‚in den besetzten Gebieten sowie in den verbündeten und befreundeten 
Ländern eingesetzt sind oder im Interesse der Kriegswirtschaft dort 
arbeiten, dürfen nur den dort entstehenden laufenden Bedarf an Lebens- 
mitteln und Genußmitteln im "Einvernehmen mit den örtlich dazu 
berufenen Dienststellen decken. 


ÄEFETTVIEITET VEIT EEE TEN 


2. Lebensmittel, die im Reich auf Lebensmittelkarten zu erhalten sind 
(vgl. anliegende Aufstellung), sind beim Übergang in das Reichsgebiet 
nach den bereits geltenden Bestimmungen den bewirtschafteten Stellen 
(Hauptvereinigungen) anzudienen. Diese Regelung gilt gegenüber allen, 
also auch gegenüber den neutralen Ländern. 


BRoHRn“ 


3. Ausgenommen von dieser Regelung ist lediglich die eingangs dargelegte 
Freistellung für die Mitnahme im Personenverkehr, im Versand mit 
Feldpost und für private Geschenksendungen. Darüber hinaus dürfen 
Lebens- und Genußmittel, die nicht in anliegender Aufstellung verzeichnet 
sind (wie z. B. Wein, Spirituosen, Süßwaren), grundsätzlich nur erworben 
oder verwendet werden, wenn die Zustimmung des Reichsmarschalls 
und Beauftragten für den Vierjahresplan vorliegt, die über den Reichs- 
Dil den Kr einzuholen ist. 


4. Die für den Einkauf, die Verbringung in das Reich und die Verwendung 
aufgestellten Grundsätze gelten auch gegenüber militärischen und zivilen 
Dienststellen und Einrichtungen jeder Art, die in den verbündeten, 
befreundeten oder besetzten Gebieten nicht eingesetzt sind. 
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Liste 
der Lebensmittel, die im Reich auf Lebensmittelkarten 
abgegeben werden 


Brot und Backwaren, 
Mehl und sonstige Getreideerzeugnisse, 


Kartoffeln, Kartoffelerzeugnisse, Stärke und Stärkeveredelungserzeug- 
nisse, 


Fleisch und Fleischwaren, dl 
Tierische und pflanzliche Fette und Öle, 
Milcherzeugnisse aller Art, Käse, 

Nährmittel, 

Hülsenfrüchte, 

Reis, 

Eier und Eiererzeugnisse, 

Zucker, . 

Marmelade und Kunsthonig, 

Rohkakao und Kakaopulver, 

Bohnenkaflee, Kaflee-Ersatz und -zusatzmittel, 
schwarzer und grüner Tee, 

Gemüsekonserven, Trockengemüse, Speisezwiebeln, 
Gewürze, 

Fisch und Fischwaren. 


7. Betreuung der Fronturlauber in der Heimat. 424/43/Folge 34 


In Ergänzung des in Folge 22 vom ı1. 5. 1943 Beitrag 269 der Vertraulichen 
Informationen bekanntgegebenen Rundschreibens des Reichspropagandaleiters 
über die Betreuung der Wehrmachturlauber auf den Verkehrsmitteln durch 
die Partei wird auf nachstehend wiedergegebenes Rundschreiben Nr. 4/43 des 
Hauptamtes für Volkswohlfahrt verwiesen. Dieses Rundschreiben regelt die 
Zusammenarbeit der Gaupropagandaämter und der Gauamtsleitungen für 
Volkswohlfahrt auf diesem Gebiete, 


„Der Reichspropagandaleiter, Reichsminister Pg. Dr. Goebels, hat durch 
Anordnung die Hoheitsträger der Partei beauftragt, alle diejenigen Betreuungs- 
maßnahmen zu fördern und den Aufbau solcher Einrichtungen zu betreiben, 
die dem Wehrmachtreiseverkehr helfen können. Mit der Gesamtdurchführung 
dieser Aktion sind die Gaupropagandaleiter von ihm betraut worden. 


Die Partei-Kanzlei hat das Hauptamt für Volkswohlfahrt beauftragt, sich 
in die geplanten Maßnahmen einzuschalten und gegebenenfalls die notwendigen 
Gelder zur Verfügung zu stellen. Ich bitte Sie, sich umgehend mit der Gau- 
propagandaleitung in dieser Angelegenheit in Verbindung zu setzen und die 
voraussichtlich erforderlichen Mittel im Einvernehmen mit dem Gauschatz- 
meister — vorerst für den Zeitraum bis 30. 9. 1943 — bei mir anzufordern.“ 


8. Botschaft des faschistischen Parteidirektoriums an den Duce. 34/43/425 


Der Sekretär der faschistischen Partei hat dem Duce nach Beendigung der 
Arbeiten des Parteidirektoriums eine Entschließung übermittelt. In *der Ent- 
schließung heißt es: 


Zu Beginn des 4. Kriegsjahres bestätigt das Direktorium der faschistischen 
Partei den entschlossenen Willen der Schwarzhemden ganz Italiens, -mit allen 
Mitteln bis zum Siege zu kämpfen. Das Direktorium gedenkt der auf dem 
Felde der Ehre Gefallenen; es grüßt das italienische Volk, das cin Beispiel 
der Entschlossenheit und der Disziplin gibt, die Wehrmacht, die ruhmreiche 
Taten vollbracht hat, und die von der feindlichen Wut gemarterten Städte, 
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Das Direktorium erkennt feierlich den tief nationalen Charakter des Krieges 
an, zu dem Italien durch eine Feindschaft gezwungen wurde, die bereits im 
Jahre 1935 begann, als England Italien gewissermaßen den Krieg erklärte, 
Italien, das im Imperium Arbeitsmöglichkeiten und die Erde für sein Brot 
suchte. Es erinnert die Vergeßlichen an den Ursprung der Sanktionen und an 
ur historisch unwiderlegbaren Aktionen des Duce zur Vermeidung des Kon- 

iktes. 

Das Parteidirektorium erkennt die Notwendigkeit, daß das Volk vor die 
ganze Schwere gestellt wird, damit alle sich direkt und persönlich eingesetzt 
. fühlen und damit die Anstrengungen eines jeden ohne Zersplitterung auf Wider- 
stand und Sieg gerichtet sind. Für den Widerstand fordert das Parteidirektorium : 


1. Die Einigung der industriellen Produktion durch strenge und wo not- 
wendig erbarmungslose Disziplin. Besonders muß die Einigung der 
landwirtschaftlichen Produktion vervollkommnet werden. 


2. Unterdrückung aller Versuche, die die moralische und materielle Ge- 
meinschaft des Volkes gefährden. -Wo die bestehenden Gesetze nicht 
genügen, sollen neue geschaffen werden. 

3. Wirksamere Disziplin und Kontrolle der Versorgung der Verteilung und 
des Handels aller Waren unter unnachsichtiger Ausschaltung jeder 
Spekulation. 


4. Beschränkung der wirtschaftlichen Institute auf ein Mindestmaß, da sich 
viele als unnötig überholt oder auf den Zielen der Kriegswirtschaft 
schädlich erwiesen haben. 


5. Ausschaltung jedes Bürokratismus auf Seiten der staatlichen und aller 
anderen Behörden. 


6. Die Unterdrückung des schwarzen Marktes mit allen Mitteln, einer 
Errichtung, die allen kriegführenden Ländern gemeinsam, aber mit der 
faschistischen Ethik unvereinbar ist. Die Partei wird diejenigen hart 
anfassen, die zu Wucherpreisen kaufen, da sie die Währung gefährden 
und die Gier der Spekulanten vergrößern. Die Parteiangehörigen werden 
aufgefordert, alle Zuwiderhandelnden ohne Ansehen anzuzeigen. 


7. Strengste Kontrolle und wenn notwendig Schließung der großen Lokale, 
Pensionen, Luxusrestaurants, der Luxusschneider und Konfektions- 
geschäfte, wenn sie sich nicht an die Kriegsdisziplin halten. 


8. Ausweisung aller Ausländer, die ihre Anwesenheit in Italien nicht recht- 
fertigen können und, wo eine Abschiebung in die Heimat nicht möglich 
ist, ihre Isolierung. 


9. Die strenge und vollständige Anwendung des Gesetzes über die Pflicht- 
arbeit, wobei ein Unterschied gemacht werden soll zwischen denen, 
die aus einem nationalen Pflichtgefühl arbeiten und denen, die mit 
polizeilichen oder sozialen Mitteln dazu gezwungen werden müssen. 


Die Parteidirektion verpflichtet alle Produzenten zur vollständigen Ablie- 
ferung ihrer Produktion an die nationalen Sammelstellen. Sie übernimmt die 
Verpflichtung, über die gleichmäßige Verteilung zu wachen und eventuelle 
Nichterfüllung zu verfolgen. Das Direktorium fordert von den Arbeitern, den 
Leitern und Führern jeden Grades die Erfüllung ihrer Arbeitspflicht und die 
Erreichung von Höchstleistungen, damit die Produktion auf allen Gebieten 
immer mehr und, besser den Erfordernissen des Krieges entspricht. Wissen- 
schaftler, Professoren, Industrielle und Techniker werden zur Höchstleistung 
aufgefordert, um die Wehrmacht zu unterstützen, denn die kleine Vervoll- 
kommnung und die bescheidenste Erfindung kann zum Siege führen. 
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Die Parteidirektion grüßt die italienische Jugend, die auf den Schlacht- 
feldern die heroischen Traditionen der Nation bestätigte und die heute die 
Vorbedeutung für die Zukunft darstellt. Allen Jugendlichen wird die Schwere 
des Augenblicks vorgehalten und alle doktrinären und metaphysischen Disku- 
sionen für überholt und unaktuell erklärt. Die Jugendlichen wissen, daß es 
jetzt nur eine Doktrin des Faschismus gibt, die Benito Mussolinis, und daß es 
nur eine Art der Verwendung gibt: lernen, arbeiten und kämpfen. 


Die Entschließung grüßt dann die alte Garde der Revolution, die heute 
wie immer aufrecht steht und bereit ist, ihr Blut zu opfern, damit das Vaterland 
im Innern gefestigt ist und siegreich gegen seine äußeren Feinde. Die Ent- 
schließung fordert schließlich für die Partei die höchste Ehre und die höchsten 
Kosten, da sie nicht nur die vorwärtsschreitende Kraft des Lebens der Nation 
darzustellen habe, sondern auch die volle Verantwortung des Schutzes und der 
Verteidigung der Nation übernehme, ihre Macht zu stärken und ihr Geschick 
zu sichern. 


. Halbtagseinsatz von Frauen. 34/43/428 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz hat mit Erlaß vom 
1.6. 1943 — RAM. VII 2246 — zur Frage des Halbtagseinsatzes von Frauen 
wie folgt Stellung genommen: 


„Beim Halbtagseinsatz von Frauen auf Grund der Meldepflichtverordnung 
vom 27. Januar 1943 karın die Dauer der Beschäftigung nicht allgemein auf 
eine bestimmte Zahl von Arbeitsstunden begrenzt werden. Die Arbeitszeit ist 
vielmehr den örtlichen und betrieblichen Verhältnissen anzupassen. Grund- 
sätzlich ist es Aufgabe des Betriebsführers, Beginn und Ende von Halbtags- 
schichten festzusetzen und hierbei die Wünsche der Frauen angemessen zu 
berücksichtigen. In der Regel werden aber bereits die Arbeitsämter auf die 
Beanspruchung der Frauen mit häuslichen Arbeiten Bedacht nehmen. Die 
Frauen sollen möglichst nur solchen Betrieber#zugewiesen werden, bei denen 
Dauer und Lage der Halbtagsschichten ihnen genügend Möglichkeiten zur 
Erfüllung ihrer häuslichen Aufgaben bieten. Falls es die Arbeitseinsatzlage 
zuläßt, kann auch eine Einteilung der Frauen je nach ihrer häuslichen Inan- 
spruchnahme für 24, 30 usw. Wochenstunden vorgenommen werden.“ 


Gerüchte über das vatikanische Informationsbüro. 34/43/429 


Infolge der völlig ablehnenden Haltung der Sowjetregierung ist es bisher 
der Reichsregierung nicht gelungen, Gewißheit über das Schicksal der Ver- 
mißten aus den Kämpfen im Osten zu erhalten. Auch alle Versuche des Roten 
Kreuzes, der Hilfsgesellschaften in neutralen Ländern sowie neutraler Re- 
gierungen sind völlig ergebnislos geblieben. 


Seit einiger Zeit sind in verschiedenen Teilen des Reiches Gerüchte in 
Umlauf gesetzt worden, es sei dem vatikanischen Informationsbüro gelungen, 
Nachrichten über im Osten vermißte deutsche Soldaten zu vermitteln. Diese 
Gerüchte entbehren jeder Grundlage, denn das Staatssekretariat des 
Papstes hat der Deutschen Botschaft beim Vatikan antworten müssen, auch 
der Vatikan sei bisher nicht in der Lage, irgendwelche Nachrichten über 
deutsche Kriegsgefangene in sowjetrussischer Hand zu liefern. 


Die umlaufenden Gerüchte haben eine Zahl von Zuschriften der Angehö- 
rigen der im Osten vermißten Polen an das Auswärtige Amt zur Folge gehabt, 
in denen um Inanspruchnahme des vatikanischen Informationsbüros gebeten 
wird. Das Auswärtige Amt wird den Einsendern in Zukunft unter Hinweis 
auf die dargelegte Sachlage mitteilen, es sei davon Abstand genommen worden, 
das vatikanische Informationsbüro mit den erbetenen Nachforschungen zu 
befassen. 
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Verleihung des Verwundetenabzeichens. 34/43/431 


Nach einer Bekanntmachung des Oberkommandos der Wehrmacht vom 
25. 5. 1943 hat der Führer entschieden, das Verwundetenabzeichen kann auch 
an Nichtwehrmachtangehörige verliehen werden, die durch feindliche Waffen- 
einwirkung in den besetzten Gebieten sowie im Generalgouvernement und 
Protektorat verwundet werden. Verleihungsberechtigt in diesen Fällen sind 
die territorialen Befehlshaber der Wehrmacht. 


. Der Mob-Beauftragte 


Nachstehend die Auswertung von Erfahrungen, die bei den letzten schweren 
Luftangriffen im Westen gemacht wurden. Die hier aufgezeigten Punkte werden 
Ihnen sagen, was in Ihrem Hoheitsbereich an vorbeugenden Luftschutzmaß- 
nahmen noch getan werden muß, um katastrophale Ausmaße eines Bomben- 
angriffes. auf das weitgehendste herabzumindern. 


1. Löschwasserteiche., 


Die Versorgungsleitungen werden erfahrungsgemäß bei schweren Angriffen 
sehr stark in Mitleidenschaft gezogen, so daß in der Vergangenheit schon sehr 
oft die Brandbekämpfung aus dem Wasserrohrnetz unmöglich war. Bei der 
verschärften Form der Großangrifle der letzten Wochen hat sich die Situation 
noch erheblich verschlechtert, so daß die Brandbekämpfung in den meisten 
Fällen darauf angewiesen war, das Wasser aus Teichen, Flüssen oder eigenen 
Brunnen zu entnehmen. Es ist daher mit größtem Nachdruck dafür zu sorgen, 
daß genügend Löschwasserteiche vorhanden sind. Dieser Frage kann gar nicht 
genug Aufmerksamkeit geschenkt werden. Die Teiche müssen auszementiert 
werden. Ausschmieren mit Lehm genügt erfahrungsgemäß nicht. 


2. Wasserv®rräte im Haus und im Keller 


-Aus dem gleichen Grunde können die Luftschutzgemeinschaften nach 
schweren Angriffen praktisch nur mit solchen Wasservorräten rechnen, die 
im Hause angelegt worden sind. Es muß daher dafür gesorgt werden, daß in 
jedem Hause genügend Behälter mit Wasser gefüllt sind. Es genügt nicht, wenn 
einige Eimer und hier und da eine Badewanne mit Wasser gefüllt sind, man 
muß vielmehr den Hausgemeinschaften klarmachen, daß der Wasservorrat 
gar nicht groß genug sein kann und daß deshalb alle Behältnisse mit Wasser 
gefüllt werden müssen. . 


Es muß auch für einen Wasservorrat im Keller gesorgt werden. Ebenso 
sind im Keller geeignete Tücher vorrätig zu halten, die im Brandfalle angefeuch- 
tet werden können. Bei den Großbrandkatastrophen sind viele Menschen 
nach der Entwarnung in den brennenden Straßen der enggebauten Stadtkerne 
um das Leben gekommen, weil ihnen das Wasser gefehlt hat, um ihre Kleider 
anzufeuchten und um mit nassen Tüchern das Atmen zu ermöglichen. 


93. Absperren der Gas- und Wasserhähne 


Bei Großschadensfällen sind erhebliche Wasserverluste dadurch eingetreten, 
daß in den total und schwer beschädigten Häusern die Wasserleitungen nicht 
abgedreht waren. Wenn z.B. bei 3000 Häusern auf diese Weise stündlich 
nur je ein Kubikmeter ausläuft, so bedeutet das annähernd die Hälfte der 
Förderungskapazität des Wasserwerks einer Großstadt. Deshalb bitten die Fach- 
leute dringend, anzuordnen, daß künftig bei Fliegeralarm die Gas- und Wasser- 
leitungen abgesperrt sind. 
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4. Lagerung von Kohlen in luftgefährdeten Gebieten 


Es ist verschiedentlich vorgekommen, daß die in den Kellern liegenden 
Kohlenvorräte in Brand geraten sind. Infolgedessen sind die in den Luftschutz- 
kellern befindlichen Menschen erstickt. Es muß daher darauf geachtet werden, 
daß die Luftschutzräume nicht dadurch gefährdet werden können. Unter 
Umständen muß auf die Kohlenlagerung im Keller in besonders luftgefähr- 
deten Gebieten verzichtet werden. ; 


5. Verpflegungsstelle muß Zentralstelle der Betreuung 
Obdachlosen werden 


-Es hat sich als sehr zweckmäßig erwiesen, die Verpflegungsstellen für die 
erste OL ODE der Obdachlosen möglichst zu dezentralisieren und so aus- 
zubauen, daß an dieser Stelle die geplante Betreuung des Fliegergeschädigten 
möglich ist. Sie mul nach Möglichkeit alle Bedürfnisse der Totalgeschädigten 
befriedigen, damit ihm Wege zu anderen Stellen erspart werden. 


Es empfiehlt sich daher, Nebenstellen der Wirtschaftsämter und der Kriegs- 
schädenämter mit der Verpflegungsstelle zu verbinden. Auch die Partei hat 
auf diese Weise die beste Einwirkungsmöglichkeit. i 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeiisbereich Organisation 
Generalgouvernement 


Bekanntgabe OA 16/43 


Betrifft: Fahnenträgerablösung während einer Rede 


Nachstehend gebe ich das Rundschreiben O 5/43 des Reichsorganisationsleiters — 
Hauptorganisationsamt — zur Kenntnisnahme und Beachtung bekannt. 


„Es wird immer wieder die Feststellung gemacht, daß der Redner in seinem 
Vortrag bei Veranstaltungen der NSDAP. durch die geräuschvolle Ablösung der 
Fahnenträger unliebsam gestört wird. Ebenso wird die Aufmerksamkeit der Zuhörer 


‚ beeinträchtigt. 


Ich bitte die Organisationsleiter, als die für den organisatorischen Rahmen der 
Veranstaltungen der Partei verantwortlichen Politischen Leiter, unbedingt darauf 
zu achten, daß die Ablösung in einer die Versammlung oder Kundgebung nicht 
störenden Form vor sich geht.“ 


Bekanntgabe OA 17/43 
Betrifft: Veranstaltungswesen 


Bezug: Bekanntgabe OA 11/43 „Rundschreiben« OA 8/43 vom 
10. 7.43. 


Die hier eingehenden Veranstaltungsmeldungen werden, soweit keine Bedenken 
gegen eine Veröffentlichung auf der Meldung vermerkt sind, jeweils der Schriftleitung 
der Wochenschrift „Deutsche Wacht‘ mitgeteilt, so daß eine Meldung der geplanten 
Veranstaltungen von den Standorten an die Schriftleitung nicht erforderlich ist. 


Bekanntgabe OA 18/43 


Betrifft: Tragen des Parteiabzeichens und des Abzeichens der 
Deutschen Gemeinschaft 


Obwohl bisher immer wieder darauf hingewiesen wurde, daß jeder Parteigenosse 
und jede Parteigenossin verpflichtet ist, das Parteiabzeichen und jedes Mitglied der 
Deutschen Gemeinschaft das. Abzeichen der Deutschen Gemeinschaft zu tragen, 
muß festgestellt werden, daß es trotzdem Parteigenossen und Parteigenossinnen gibt, 
die das Parteiabzeichen nicht tragen. Das Abzeichen .der Deutschen Gemeinschaft 
ist fast zu einer Seltenheit geworden, obwohl dieses von allen Deutschen, soweit sie 
nicht Parteigenosse oder Parteigenossin sind, zu tragen ist, 

Es ist in den nächsten Zusammenkünften der Politischen Leiter, Partei- und 
Volksgenossenschaft immer wieder darauf hinzuweisen, daß von einem jeden deutschen 
Mann und jeder deutschen Frau gefordert werden muß, daß sie sich durch das Partei- 
abzeichen oder das Abzeichen der Deutschen Gemeinschaft als Deutsche kennzeichnen. 
Wenn in Einzelfällen .dieser Forderung nıcht sofort entsprochen werden sollte, so 
dürfte es nicht schwer sein, gegenüber diesen Einzelgängern die richtigen Methoden 
zur Durchsetzung der Forderung zu finden. 

, Lapp 
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Ausbildungsleiter 


Bekanntgabe Ausbild. 2/43 
Betrifft: Verhalten des Politischen Leiters 


Die Berechtigung zum Tragen des Dienstanzuges und die dem Politischen Leiter 
verliehene Ehrenwaffe, die Pistole, bedingen, daß jeder Politische Leiter sich solda- 
tischer Haltung und Disziplin befleißigt. Es ist dabei gleichgültig, ob er sich als ein- 
zelne Person oder in geschlossener Marschkolonne bewegt. Aus diesem Grunde ist 
eine entsprechende Ausrichtung notwendig. 

Nachstehend wird als Ausbildungs-Anweisung Nr. 2 ein Auszug aus der Aus- 
bildungs-Vorschrift für die Politischen Leiter bzw. dem Organisationsbuch über das 
Verhalten der Politischen Leiter in der Öffentlichkeit, das Gruß- und Vorgesetzten- 
verhältnis, Ehrenbezeigung stehender und marschierender Einheiten und den Dienst- 
anzug bekanntgegeben. Es wird den Ausbildungsleitern zur Pflicht gemacht, diese 
Anweisung zum Gegenstand eines Unterrichtsabends zu machen, an dem alle Poli- 
og Leiter, gleichgültig, ob im Besitz einer Uniform oder nicht, teilzunehmen 

aben. 

Über die weitere Ausbildung, insbesondere in der geschlossenen Ordnung, ergeht 
demnächst weitere Anweisung. 


Ausbildungs-Anweisung Nr. 2 
für die Politischen Leiter im Bereich des. Arbeitsbereiches Generalgouvernement 


Das Verhalten des Politischen Leiters in der Öffentlichkeit 


Ist einem Parteigenossen die Auszeichnung der Ernennung zum Politischen Leiter 
zuteil geworden, so muß er sich stets bewußt sein, daß er damit einen erhöhten Pflich- 
tenkreis auf sich genommen hat. Die Stellung eines Politischen Leiters der NSDAP. 
ist eine Ehrenstellung, und jeder einzelne hat streng dafür zu sorgen, daß das Poli- 
tische Leiter-Korps stets höchstes Ansehen innerhalb der Parteigenossenschaft und 
der gesamten Volksgemeinschaft genießt. Durch vorbildliche Haltung muß sich der 
Politische Leiter das Vertrauen der Allgemeinheit erwerben, denn nur auf dieses 
gestützt, kann der Politische Leiter einen Führungsanspruch geltend machen. 

Der Politische Leiter ist daher ein Typ von einer ganz bestimmten inneren und 
äußeren Haltung. Seine innere Haltung soll in jeder Weise auf das Dienen am Volke 
abgestellt sein. Deshalb hat er sich einer einwandfreien nationalsozialistischen Ge- 
sinnung zu befleißigen. Er soll frei sein von Hochmut, Dünkel und Kastengeist, 
jedoch erfüllt von berechtigtem Stolz auf die hohe Aufgabe, die ihm von der NSDAP, 
übertragen worden ist. Der Politische Leiter muß durchdrungen sein von dem Ernst 
seiner Aufgabe und der Würde seiner Stellung. Dann wird er in allen Lebenslagen 
aus einem feinen. Taktgefühl heraus richtig handeln. 

Im Politischen Leiter-Korps müssen die Grundsätze des Gehorsams, der Kame- 
radschaft, der Pflichterfüllung‘ und der Treue voll zur Geltung kommen. Von ihm 
soll das Reich sein Gepräge erhalten. Der Politische Leiter soll streng gegen sich 
selbst, kameradschaftlich gegen Nachgeordnete, aber auch von rücksichtsloser Härte 
sein, wenn er feststellt, daß aus unnationalsozialistischer Gesinnung heraus die Be- 
wegung Schaden erleidet. \ h 

Die geistige Haltung des Politischen Leiter-Korps soll ein geschlossenes Ganzes 
sein. Nach außenhin erhält sie Ausdruck durch Verleihung einer Uniform. Diese 
verpflichtet noch in besonderem Maße, weil Mängel an äußerer Haltung in der 
Öffentlichkeit sehr beachtet werden. Der Politische Leiter muß sich, wenn er den 
Dienstanzug trägt, gleich, ob er in einer geschlossenen Gruppe oder als einzelner 
auftritt, immer als Repräsentant der Bewegung fühlen. 
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Von einem Politischen Leiter werden folgende Eigenschaften vorausgesetzt: 


Die führende Stellung wird dann anerkannt, wenn der Parteigenosse sauber in 
seiner Haltung innerlich und äußerlich ist, sich Höhergestellten gegenüber nicht 
unterwürfig benimmt, nach unten hin sich nicht aufspielt, jederzeit den Mut zur 
unbedingten Wahrheit hat, zu sehr auf dem Posten ist, um je irregeführt werden zu 
können. Insbesondere sollen sich führende Parteigenossen der Bewegung weiterhin 
dadurch auszeichnen, daß sie sich bemühen, in gesunder Weise zwischen Recht und 
Unrecht zu unterscheiden, Selbstbeherrschung zu üben, ihre Pläne mit Überlegung 
vorzubereiten, Arbeiten gründlich zu erledigen, immer ihr gegebenes Wort zu halten, 
nie etwas zu versprechen, was sie nicht halten können, einfach zu sein, durch ihr 
Benehmen die Liebe und Achtung der anderen zu gewinnen. 


Gruß- und Vorgesetztenverhältnis 

Echtes Führertum wird immer mit Kameradschaft verbunden sein. Grund- 
sätzlich sollen sich alle Politischen Leiter kameradschaftlich grüßen, jedoch wird 
von dem Taktgefühl des Einzelnen erwartet, daß er den übergeordneten Politischen 
Leiter zuerst grüßt. 

Das Rangverhältnis braucht nicht immer gleichzeitig ein Vorgesetztenverhältnis 
zu sein. Der Hoheitsträger z. B. ist Vorgesetzter gegenüber allen Politischen Leitern 
seines Hoheitsgebietes. Er hat diesen gegenüber in jeder Beziehung eine unbedingte 
Anordnungsgewalt. Er ist aber nicht Vorgesetzter gegenüber Politischen Leitern 
eines anderen Hoheitsgebietes. 

Entsprechendes gilt sinngemäß für den’ Amtsbereich eines Amitsleiters. 

Erfordert es das Auftreten bzw. die Haltung ‚eines Politischen Leiters in der 
Öffentlichkeit, so ist jeder nach dem allgemeinen Rangverhältnis übergeordnete 
Politische Leiter nicht nur berechtigt, sondern verpflichtet, die nötigen Feststellungen 
zu treffen. 


Hinsichtlich der Ausbildung der Politischen Leiter ist der Begriff „Vorgesetzter“ 
‘oder „Ranghöherer“ gleichzustellen. N f 

Vorgesetzter ist während der Ausbildungsdauer der mit der Ausbildung des Po- 
litischen Leiter-Korps beauftragte Ausbildungsleiter. 

Der Ausbildungsleiter ist während der Dauer des angesetzten Ausbildungsdienstes 
der Vorgesetzte aller gleichrangigen Politischen Leiter und der Amtsleiter seines 
Hoheitsgebietes, z. B.: Der Gauamtsleiter hat an dem auf Anordnung des Hoheits- 
trägers oder mit dessen Einvernehmen vom Ausbildungsleiter angesetzten Ausbildungs- 
dienst teilzunehmen. Er untersteht in Bezug auf diesen Ausbildungsdienst (Annahme 
der Befehle zum Antreten und während der Ausbildung) befehlsmäßig dem Aus- 
bildungsleiter, auch dann, wenn dieser einen niedrigeren Politischen  Leiter-Dienst- 
rang innehat. 

Ir stehender und marschierender Einheiten der Politischen 
Leiter 


Bei stehenden und marschierenden Einheiten der Politischen Leiter grüßt aus- 
schließlich nur der die Formation führende Politische Leiter mit dem Deutschen Gruß. 


Auch beim Absingen des Horst-Wessel- und Deutschland-Liedes erweist nur der 
die Einheit führende Politische Leiter den Deutschen Gruß durch Erheben des rechten 
Armes. Alle übrigen geschlossen angetretenen Politischen Leiter stehen nach erfolgtem 
Kommando „Stillgestanden“ ! bzw. bei „Achtung“! still, ohne den Arm zu erheben. 

Selbstverständlich ist vom einzelnen Leiter, wenn er allein, d. h. nicht unter Kom- 
mando steht, der Arm zu erheben. N 

Der Deutsche Gruß beim Fahneneinmarsch und beim Singen der Nationalhymnen 
ist in geschlossenen Räumen durch Politische Leiter im Dienstanzug, soweit sie nicht 
als Absperrmannschaften, Fahnenabordnungen usw. eingesetzt sind, mit abgenom- 
mener Kopfbedeckung zu erweisen. 
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Dasselbe gilt selbstverständlich für Nichtuniformierte. 
Bei Veranstaltungen im Freien wird der Deutsche Gruß im Dienstanzug mit 
Kopfbedeckung erwiesen, Nichtuniformierte nehmen die Kopfbedeckung dagegen ab. 


Der Dienstanzug des Politischen Leiters / 

Der ‚Politische Leiter trägt als Dienstanzug das Ehrenkleid der Kampfjahre; er 
trägt also eine Tradition, dessen er sich immer bewußt sein soll. Ein Uniformträger 
fällt immer auf. Sein äußerer Eindruck hängt in erster Linie davon ab, wie sein Anzug 
beschaffen ist, wie er seine ho. und Kameraden grüßt, in welcher Haltung 
er einhergeht und in welcher Gesellschaft er sich befindet. 

Sämtliche Politischen Leiter, ganz gleich, in welcher Ortsgruppe, in welchem 
Kreis oder in welchem Gau Deutschlands sie tätig sind, tragen einen einheitlichen 
Dienstanzug. 

Sämtliche Politischen Leiter, ganz gleich, in welchen Parteidienststellen sie tätig 
sind, ob in der Politischen Führung, der Verwaltung, den Parteigerichten, in den 
angeschlossenen Verbänden oder in Betrieben, tragen eine einheitliche Uniform ohne 
jede Sonderabzeichen. 

Diese Regelung entspricht der nationalsozialistischen ee von der 
Gemeinschaft, der Gleichwertung der Verantwortlichkeiten und der Person aller für 
die Partei tätigen Parteigenossen. 

Der Politische Leiter hat in einwandfreiem Dienstanzug anzutreten. 

Ist ein einwandfreier Dienstanzug nicht vorhanden, wird Zivil getragen. Die 
Verbindung von Dienstanzugstücken mit Zivilkleidung ist unzulässig. 

Das Tragen des Dienstanzuges. des Politischen Leiters ist nur 
Politischen Leitern mit vorschriftsmäßigem Ausweis gestattet. Partei- 
genossen, die nicht Politische Leiter sind, ist das Tragen des Politischen Leiter-Dienst- 
anzuges (auch einzelner Teile) auch ohne Abzeichen untersagt. 

Bei geschlossenem Auftreten ist die Uniform so zu befehlen, daß die Formationen 
zumindest marschblockweise einheitlich gekleidet sind. 

Politischen Leitern im Dienstanzug ist außerhalb geschlossener Räumlichkeiten 
das Rauchen untersagt. 

Das Tragen von Zivil-Abzeichen oder Abzeichen von Verbänden und Vereini- 
gungen auf dem Dienstanzug ist nicht zulässig. 

Küchler 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich 


Generalgouvernement 


Personalamt 


Betrifft: Berufung von Politischen Leitern 


Auf Grund des durch die Partei-Kanzlei genehmigten Stellenplanes für den Arbeits- 


bereich Generalgouvernement der NSDAP. wurden bis zum 31. Juli 1943 kommis- 
sarisch berufen: 


D 


Stabsamt 
Sussek, Eugen 


Wolters, Hans 


Lochmann, Bruno 


Concato, Viktor 
Endl, Karl 


Vrbicky, Paul 
Schuhmann, Leopold 


Volmar, Fritz 


Trutschl, Oswald 


‚Leyh, Karl 


Gebler, Werner 
Hasselmann, Alfred 
Assmuth, Herbert 


Krehbiel, Eugen 
Magney, Diedrich 


. Organisationsamt 


Küchler, Fritz 
Dr. Götz, Josef 


. Personalamt 


Hannemann, Erwin 


Keim, Fritz 


A. Arbeitsbereich: 


Leiter der Hauptstelle „Angelegenheiten des in- 
neren Geschäftsganges“ (Geschäftsführung) 

Leiter der Hauptstelle „Informations- und Berichts- 
wesen“ 

Leiter der Hauptstelle „Beschwerden und Besucher- 
empfang“ 


. Partei- und Finanzverwaltung 


Leiter der Hauptstelle „Kassenverwaltung“ 
Leiter der Stellen „Wertmarkenstelle“ und „Bear- 
beiter“ in der Hauptstelle „Kassenverwaltung“ 
Leiter der Stelle „Rechnungslegug“ in der Haupt- 
stelle „Rechnungswesen“ \ 

Leiter der Hauptstelle „Allgemeine Verwaltung“ 
Leiter der Stelle „Wirtschaftsfragen und Rohstoff- 
bewirtschaftung‘‘ in der Hauptstelle „Allgemeine 
Verwaltung“ 

Leiter der Stelle „Haus- und Lagerverwaltung“ 
in der Hauptstelle „Allgemeine Verwaltung“ 
Leiter der Stellen „Kraftwagenpark“ und „Be- 
arbeiter‘ in der Hauptstelle „Allgemeine Ver- 
waltung“ . 

Leiter der Hauptstellen „Rechtsangelegenheiten“ 
und „Fürsorge und Gefolgschaftsbetreuung“ 
Leiter der Stelle „Bearbeiter“ in der Hauptstelle 
„Rechtsangelegenheiten“ 

Arbeitsbereichsrevisor 

Revisor des Arbeitsbereiches 

Leiter der Stelle „Bearbeiter“ in der Haupistelle 
„Fürsorge u. Gefolgschaftsbetreuung“ 


Leiter der Hauptstelle „Ausbildungsleiter“ 
Leiter der Hauptstelle „Statistik“ 


Leiter der Hauptstellen „Politische Leiter“ und 
„Ahnennachweis“ 7 . 
Leiter der Hauptstelle. „Politische Beurteilung“ 
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5. Schulunssamt 


Koenemann, Heinrich 
Müller, Hans 


6. Propagandaamt 


Stössel, Hans 
Reimitz, Hanns 


Peukert, Leo ‘ 
Kellermann, Wilhelm 
Keck, Erwin 


Schüller, Hermann 


Leiter der Hauptstelle „Aktive Schulüng“ 
Leiter der Hauptstelle „Schrifttum und Archiv“ 


Leiter der Hauptstelle „Aktive Propaganda“ 
Leiter der Stelle „Bildstelle“ in der Hauptstelle 
„Aktive Propaganda“ 

Leiter der Hauptstelle „Film“ 

Leiter der Stelle „Technik“ in der Hauptstelle', Film‘ 
Leiter der Stelle „Technik“ in der Hauptstelle 
„Rundfunk“ 

Leiter der Hauptstelle „Propagandaring 


7. Hauptarbeitsgebiet Arbeits- und Sozialpolitik 


Franz, Hans-Eberhardt 
Schulz, Walter 


Werner, Martin 
Berger, Walter 


Hannemann, Hans 
Jauss, Heinrich 


Brandt, Wilhelm 
Riesebieter, Gustav 
Old, Adolf 
Putschier, Otto 


“ 
Siemers, Hermann 
Vaith, Johannes 


Leiter der Hauptstelle „Sozialpolitik“ 
Leiter der Stelle „Sozialpolitische Betreuung“ in 


* der Hauptstelle „Sozialpolitik“ 


Leiter der Hauptstelle „Arbeitseinsatz“ 


Leiter der Stelle „Erfassung“ in der Hauptstelle , 


„Arbeitseinsatz“ 

Leiter der Hauptstelle „Berußerziehung“ 

Leiter der Stelle „Fördernde Berufserziehung‘“ in 
der Hauptstelle „Berufserziehung‘“ 

Leiter der Hauptstelle „Arbeitsrechtsberatung‘“ 
Leiter der Hauptstelle „RAF. Y 

Leiter der Stelle „Kasse“ in der Hauptstelle „KdF.“ 
Leiter der Stelle „Handwerk“ in der Hauptstelle 
„Handwerk und Handel“ 

Leiter der Hauptstelle ‚„Verwaltungsstelle DAF.“ 
Leiter der Stelle „Buchhaltung‘‘ in der Haupt- 
stelle „Verwaltungsstelle DAF.“ 


8. Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt 


Hildemann, Willy 
Skopp; Werner 


Recht-Ullrich, Wilhelm 
Bennewitz, Gotthardt 
Dr. Michel, Albert 
Weigold, Adolf 


Hoßfeld, Gerhard-Wilhelm 
Diener, Hans 


9. Amt für das Landvolk 


Vetter, Arthur 
Dr. Wohlrab, Wolfgang 


Dr. Behr, Erich-Paul 
Platenik, Leopold 
Dr. Kuchenbäcker, Karl 


Leiter der Hauptstelle „Organisation“ 

Leiter der Stelle „Allgemeine Organisation und 
Personal“ in der Hauptstelle „Organisation“ 
Leiter der Stelle „Sonderaktionen“ in der Haupt- 
stelle „Organisation“ 

Leiter der Stelle „Haushalt und Etatplanung“ 
in der Hauptstelle „Finanzverwaltung“ 

Leiter der Stelle „Finanzrechtssachen“ in der 
Hauptstelle „Finanzverwaltung“ 

Leiter der Hauptstelle „Wohlfahrtspflege und 


Jugendhilfe“ 


Leiter der Hauptstelle „Werbung‘ 
Leiter der Stelle „Propaganda“ 5 Be Hauptstelle 
„Werbung“ 


Leiter der Hauptstelle „Organisation“ 

Leiter der Stelle „Bearbeiter“ in der Hauptstelle 
„Organisation“ 

Leiter der Hauptstelle „Agrarwirtschaft und Recht“ 
Leiter der Hauptstelle „Werbung“ 

Leiter der Hauptstelle BEORPRDIEIRUNE und Bluts- 
fragen“ 
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B) Distriktstandortführungen: 


a) Distriktstandortführung Krakau 


I. 


10. 


Stabsamt 


Hohn, Heiner 
Dr. Eisenlohr, Georg 


. Kassenleiter 


Oelsner, Johannes 


. Organisationsamt 


Kaufmann, Josef 


Kersten, Heinrich 
Dr. Popp, Karl 


. Personalamt 


Brückner, Adolf 
Spitz, Theodor 


Häntsch, Erich 
Duensing, Eduard 
Schröder, Erich 


. Schulungsamt 


Bruckmann, Robert 
Ferschel, Hans 
Deneke, Hans 


Duensing, Eduard 
Starkowsky, Johann 
Simonsen, Willy 


. Propagandaamt 


Mees, Bruno 
Weigand, Max 
Zenker, Ludwig 
Dittmann, Willy 
Uhlemann, Walter 


Engler, Hans 
Heider, Rudolf 


. Amt für das Landvolk 


Dr. Platzer; Siegfried 


I 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Rechtsberater“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Kassenleiter““ 


Leiter ‚des Hauptarbeitsgebietes „Organisations- 
amt“ 

Leiter der Hauptstelle „Ausbildungsleiter“ 

Leiter der Hauptstelle „Sonderaufgaben“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes ;,Personalamt“ 
Leiter der Stelle „Registratur und Kartei“ in der 
Hauptstelle „Geschäftsführung“ 

Leiter der Hauptstelle „Politische Leiter“ 

Leiter der Hauptstelle „Politische Beurteilungen“ 
Leiter der Hauptstelle „Ahnennachweis“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Schulungsamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Theoretische Schulung“ 
Leiter der Stelle „Schulungsredner“ in der Haupt- 
stelle „Aktive Schulung“ 
Schulungsredner 
Schulungsredner 
Schulungsredner 


Leiter der Hauptstelle „Aktive Propaganda“ 
Leiter der Hauptstellen „Film“ und „Rundfunk“ 


. Hauptarbeitsgebiet Arbeits- und Sozialpolitik 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Arbeits- und 
Sozialpolitik“ i 
Leiter der Hauptstelle „Handel und Handwerk“ 


. Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt . 
Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Volkswohlfahrt“ 


Leiter der Hauptstelle „Organisation“ 
Leiter der Stelle „Bearbeiter“ in der Hauptstelle 
„Organisation“ 


Leiter des Arbeitsgebietes „Amt für das Landvolk“ 


Gliederungen und angeschlossene Verbände 


Desbalmes, Otto 


. Technik 


Dr. Buch, Alfred 
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Leiter der Hauptstelle „NSKOV.“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Technik“ 
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ı2. Standortführer 


Moormann, Heinrich 
Paul, Ernst-Peter 
Koch, Alfred 

Bauer, Adolf 

Dr. Gentz, Walter 
Dr. Lechner, Erich 
Jandl, Viktor 
Wirth, Hans 
Kiesche, Otto 
Fischer, Heinrich 
Hartig, Josef 

Wolf, Fritz 
Gaschler, Arthur 
Bauer, Willy 

Dr. Heinisch, Friedrich 
Nave, Georg 
Muegge, Viktor 
Jendrusch, Max 
Bauer, Rudolf-Max 
Konrad, Edmund 
Simonsen, Willy 
Pfeiffer, Erich 
Lindert, Franz 
Heckner, Josef 
Schulte-Mimberg, Franz 
Rosig, Herbert 
Klenert, Rudolf 


Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 
Standort 


„Demba““ 
„Deutsch-Przemysl‘“ 
„Gorlice“ 

„Hohenbach“ 

„Jaslo“ 

„Jaslo-Nord“ 
„Krakau-Adolf-Hitler-Platz“ 
„Krakau-Ernst v. Rath“ 
„Krakau-Horst-Wessel“ 
„Krakau-Leo-Schlageter“ 
„Krakau-Oswald-Decker“ 
„Krakau-Plaszow“ 
„Krakau-Süd“ 

„Krakau- ee x 
„Krosno“ — 
„Krynica“ w 
„Limanova“ 

„Neumarkt“ 

„Neu-Sandez“ 

„Padew“ 

„Reichshof-Mitte“ 
„Reichshof-Süd“ 

„Skawina“ 

„Stadlo“ 

„Stalowa Wola“ 
„Wieliczka“ 

„Zakopane“ 


b) Distriktstandortführung Galizien 


1. Stabsamt 
Lemmer, Hans 
Rödel, Franz 

2. Kassenleiter 
Geyer, Johannes 

3. Organisationsamt 
Klaar, Erich | 
Müller, Curt 
Steinmeyer, Rarl 

4. Personalamt 
Tangelmayer, Friedrich 
Lübenau, Carl 
Wühl, Josef 

5. Schulungsamt 
Welke, Friedrich 

6. Standortführer 
Dittrich, Johannes / 
Dr. Broschegg, Karl 
Dr. Höller, Egon 
Struchhold, ‚Josef 
Dr. von Dewitz, ‚Viktor 
Krüger, Otto 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt‘“ 
Leiter der Hauptstelle „Geschäftsführung“ 


Leiter der Hauptstelle „Vertreter im Amt“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Organisationsamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Ausbildungsleiter“ 
Leiter der Hauptstelle „Gebietliche Organisation“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Personalamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Politische Leiter“ 
Leiter der Hauptstelle „Politische Beurteilungen“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Schulung“ 


Standort „CUzortkow“ 
Standort „Kalusz“ \ 
Standort „Lemberg-Stadt“ 


Standort 
Standort 
Standort 


„Rawa-Ruska“ 
„Stryj“ 
„Larnopol“ 
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ec) Distriktstandortführung Lublin 


a 


Stabsamt 
Pfeiffer, Ernst 


. Kassenleiter 


Schreiner, Johann 


. Organisationsamt 


Giersch, Alfred 


. Personalamt 


Göking, Karl 
Ernst, Wilhelm 


. Schulungsamt 


Steffan, Adolf 


. Propagandaamt 


Schöller, Fritz 
Barginde, Walther 


Kassat, Robert-Paul 
Kölbel, Karl 
Winkler, Karl 


Bracht, Josef 


Schauwecker, Gotthilf 
. Presseamt 


Dr. Frommel, Fritz 


Döge, Fritz 


. Körperliche Ertüchtigung 


Wukowitz, Karl 


. Standortführer 


Brandt, Alfred 


Weihenmaier, Helmut 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt“ 
Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Kassenleiter“ 
Leiter der Hauptstelle „Statistik“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Personalamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Politische Leiter“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Schulung“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Propagandaamt“ 

Leiter der Hauptstellen „Aktive Propaganda“ und 
„Propagandaring“ / 

Leiter der Hauptstellen „Film“ und „Rundfunk“ 


. Hauptarbeitsgebiet Arbeits- und Sozialpolitik 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Arbeits- und So- 
zialpolitik‘“ 
Leiter der Hauptstelle „Arbeitsrechtsberatung“ 


. Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes ‚Volkswohlfahrt“ 
Leiter der Hauptstelle „Finanzverwaltung“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Presseamt“ 


. Gliederungen und angeschlossene Verbände 


Leiter der Hauptstelle „NSKOV.“ 
Leiter der Haupistelle „Geschäftsführung“ 


Standort „Pulawy“ 
Standort „Zamosc“ 


d) Distriktstandortführung Radom 


I. 


Stabsamt 
Mazur, Fabian 
Lange, Fritz 
Haumayr, Carl 
Weyers, Rodrigo 


. Standortführer 


Koch, Rudolf 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Geschäftsführung“ 
Geschäftsführer des Kreisstandortes „Petrikau“ 
Geschäftsführer des Kreisstandortes „Tomaszow“ 


Standort „Radom-Stadt‘“ 


e) Distriktstandortführung Warschau 


Is 


[6 


Stabsamt 
Pfliegner, Hans 


. Kassenleiter 
Bretschneider, Erich 


. Organisationsamt 


Krake, Wilhelm 
Schulten, Willy 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt“ 
Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Kassenleiter“ 


Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Organisationsamt“ 
Leiter der Hauptstelle „Ausbildungsleiter“ 
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4. Personalamt 


Thäder, Rudolf Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Personalamt“ 
Mann, Hans-Erich Leiter der Hauptstelle „Geschäftsführung“ 
5. Propagandaamt ; 
Schmonsees, Friedrich Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Propagandaamt“ ‘ 
Lünhörster, Theo Leiter der Hauptstelle „Aktive Propaganda“ 
6. Wirtschaftsberater 
‘Dr. Peusch, Philipp Leiter der Hauptstelle „Geschäftsführung“ _ 
7. Hauptarbeitsgebiet Arbeits- und Sozialpolitik } 
Hoffmann, Georg Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Arbeits- und So- 
zialpolitik“ \ 
8. Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt 
Rausch, Heinrich Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Volkswohlfahrt‘ 
9. Arbeitsgebiet Rassenpolitik 
Dr. Janik, Fritz Leiter des Arbeitsgebietes „Rassenpolitik“ H 
ıo. Amt für das Landvolk @ 
Dr. Kreker; Hans Leiter des Arbeitsgebietes „Amt für das Landvolk“ 
ı1. Gliederungen und angeschlossene Verbände 
Duscha, Johann Leiter der Hauptstelle „NSKOV.“ 
ı2. Körperliche Ertüchtigung 
Jung; Heinrich Leiter der Hauptstelle „Geschäftsführung“ 
13. Standortführer h 
Klotz, Hugo Standort „Alt-Ilvisheim‘ 
Dr. Freudenthal, Carl Standort „Garwolin“ 
Kozanowski, Heinrich Standort „Lomianki“ 
Dr. Schwender, Heinrich Standort. „Lowitsch“ 
Dr. Bittrich, Karl Standort ;,Minsk-Maz.‘ 
Blasczyk, Alois Standort „Ostrow-Maz.“ 
Czaplinski, Friedrich Standort „Piaseczno“ 
Bock, Walter Standort „Pruszkow“ 
Dr. Seemann, Friedrich Standort „Siedlce‘“ 
Dr. Scheu, Hans Standort „Sochaczew“ 
Gramss, Ernst Standort „Sokolow-Wegrow“ 
Möller, Kurt Standort „Warka“ 
Dr. Goebel, Eduard Standort „Warschau-Adolf-Hitler-Platz“ 
Tscheslog, Gustav Standort „Warschau-Altstadt“ 
Engelsmann, Erich Standort „Warschau-Bahnhofstraße“ 
Hanisch, Rudolf Standort „Warschau-Kopernikus“ 
Müller, Ludwig Standort „Warschau-Theaterplatz‘ 


. 


Betrifft: Enthebung von Politischen Leitern 

Bis zum 31. Juli 1943 wurden von ihren Ämtern enthoben: 

Votteler, Johannes Mit Wirkung vom 1.4. 19453 als Leiter der Hauptstelle „Fi- 
nanzverwaltung‘‘ im  Hauptarbeitsgebiet „Volkswohlfahrt‘“. 
Grund: Versetzung zur Dienststelle des Reichsschatzmeisters 
nach München. 

Schmidt, Werner Mit Wirkung vom 22.5. 1943 als Standortführer des Stand- 
ortes „Okecie“ in der Distriktstandortführung Warschau. 
Grund: Untersuchungshaft auf Veranlassung des Feldgerichts 
der Luftwaffe. 
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Gerecke, Franz Mit Wirkung vom 15. 6. 1943 als Standortführer des Stand- 


ortes „Warschau-Pöstplatz“ in der Distriktstandortführung 


Warschau. . 
Grund: Dienstliche Versetzung nach Lublin. 


Fünck, Georg Mit Wirkung vom 90. 6. 1943 als Leiter der Stelle „Leistungs- 


kampf der Betriebe“ in der Hauptstelle „Sozialpolitik“ des 
Hauptarbeitsgebietes „Arbeits- und Sozialpolitik“. 
Grund: Übertritt in die Privatwirtschaft. 


Tscheslog, Gustav Mit Wirkung vom 30. 7. 1943 als Standortführer des Stand- 


ortes „Warschau-Altstadt“ in der Distriktstandortführung War- 
schau. . 


Grund: Krankheit. 


Wirth, Hans Mit Wirkung vom 1.8. 1943 als Standortführer des Stand- 


ortes Krakau „Ernst vom Rath“ in der Distriktstandortführung 
Krakau. 
Grund: Berufliche Versetzung nach Würzburg. 


% 


Betrifft: Kommandierung von Politischen Leitern 


Folgende Parteigenossen sind zum Arbeitsbereich Generalgouvernement der 
NSDAP. kommandiert worden: 


I. 


Wagner, Egidius, Reichsmitarbeiter, von der Dienststelle des Reichsschatz- 
meisters, mit Wirkung vom 21. 10. 1940 zur Dienstleistung im HAG. Partei- 
und Finanzverwaltung. — Wagner ist am 4. 12. 1942 zur Wehrmacht ein- 
gerückt. 


. Sixel, Artur, Kreisamtsleiter, vom Hauptamt für Volkswohlfahrt, mit Wirkung 


vom 1.3.1943 zur Dienstleistung im HAG. Volkswohlfahrt. 


. Weichsel, Gustav, Ortsgruppenamtsleiter, vom Hauptamt für Volkswohlfahrt, 


mit Wirkung vom 1.39.1943 zur Dienstleistung im HAG. Volkswohlfahrt. 


. Engler, Hans, Kreisstellenleiter, von der Kreisamtsleitung NSV. Leipzig des 


Gaues Sachsen, mit Wirkung vom 1.6. 1943 zur Dienstleistung im HAG. 
Volkswohlfahrt. \ 


. Pg. Dr. Walter Richter, Gemeinschaftsleiter, von der Gauleitung Ober- 


schlesien, mit Wirkung vom 1. 6. 1943 zur Dienstleistung im HAG. Wirtschafts- 
berater. 

Die Kommandierung ist inzwischen mit Wirkung vom 1.6. 1943 in eine Ver- 
setzung umgewandelt worden und Dr. Richter hat die Hauptstelle ‚„‚Geschäfts- 
führer“ beim Wirtschaftsberater des Arbeitsbereiches übernommen. 


. Pg. Fritz Hain, Gaufachabteilungsleiter Bau, von der Gauwaltung der Deut- 


schen Arbeitsfrönt, Gauleitung Wartheland, mit Wirkung vom 1.6. 1943 zur 
Dienstleistung im HAG. Arbeits- und Sozialpolitik. 

Die Kommandierung ist mit Wirkung vom 1.8. 1943 aufgehoben, und der 
Pg. Hain ist als Leiter der Hauptstelle Handel und Handwerk im HAG. Arbeits- 
und Sozialpolitik versetzt worden. N 


. Pg. Wilhelm Schröer, Abschnittsleiter, Reichshauptstellenleiter in der Partei- 


kanzlei, mit Wirkung vom 25. 6. 1943 zur Dienstleistung in den Arbeitsbereich 
Generalgouvernement der NSDAP. 


. Pg. Walter Wegner, Gemeinschaftsleiter, Reichsstellenleiter in der Partei- 


kanzlei, mit Wirkung vom 25. 6. 1943 zur Dienstleistung als Hauptstellenleiter 
im Stabsamt des Arbeitsbereiches Generalgouvernement der NSDAP. 
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9. Pg. Kurt Bühler, Oberabschnittsleiter, Reichshauptstellenleiter in der Partei- 
kanzlei, mit Wirkung vom 15.7. 1943 bis zunächst 31. ı2. 1943 zur Dienst- 
leistung in den Arbeitsbereich Generalgouvernement der NSDAP. 


10. Pg. Karl Diem, Kreishauptstellenleiter, vom Hauptamt für Volkswohlfahrt, 
mit Wirkung vom 1.8.1943 zur Dienstleistung im HAG. Volkswohlfahrt. 


/ 


Betrifft: Kommandierung von Politischen Leitern zur Dienst- 
i stelle des Beauftragten des Reichsschatzmeisters der 
NSDAP. 'in Revisionsangelegenheiten für den Arbeits- 

bereich Generalgouvernement 


N Parteipenden sind zur Dienstleistung abkommandeirt: 
. Gaurevisor Pg. Alfred Brandhoff, Hauptgemeinschaftsleiter, mit Wirkung 
vom 6.9. 1942 auf die Dauer eines ‘Jahres, von der Gauleitung Essen. 


2. Gaurevisor Pg. Fritz Kuhn, Obergemeinschaftsleiter, mit Wirkung vom 
11.9. 1942 bis auf weiteres, von der Gauleitung Pommern. 


3. Gaurevisor Pg. August Niethen, Obergemeinschaftsleiter, mit Wirkung vom 
1. 10. 1942 auf unbestimmte Zeit, von der Gauleitung Köln-Aachen. 


Seifert 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Arbeits- u. Sozialpolitik 
Generalgouvernement 


Abkommen 


über eine gemeinschaftliche Zusammenarbeit 


des „Deutschen Berufserziehungswerks“ (Gemeinschaftswerk für Leistungsertüchti- 
gung) in der NSDAP. Arbeitsbereich Generalgouvernement, Hauptarbeitsgebiet 
„Arbeits- und Sozialpolitik“ 


vertreten durch den Leiter des „Deutschen Berußerziehungswerks“ 
Bereichsleiter Pg. Bodo Stahr 
und 


des Hauptreferats „Schulung und Ausbildung“ in der Hauptabteilung Innere Ver- 
waltung der Regierung des Generalgouvernements 


vertreten durch den Leiter des Hauptreferats „Schulung und Ausbildung“ 
Regierungsrat Dr. von Manzano 
über 


die Durchführung von Maßnahmen auf dem Gebiete der Berufserziehung. ; 
Allgemeines 


Unter Zugrundelegung der Anordnung des Reichsleiters und Generalgouverneurs, 
Pg. Dr. Frank Nr. R/5/42 vom ı8. März 1942 über die Errichtung des „Deutschen 
Berufserziehungswerkes“ als Gemeinschaftseinrichtung von Partei, Staat und Wirt- 
schaft, wird gemäß den dafür erlassenen Richtlinien von beiden, dieses Abkommen 
schließenden Dienststellen vereinbart, in engster Fühlungnahme und Abstimmung 
zusammenzuarbeiten. Um einer weiteren Intensivierung und Ausbreitung der beruf- 
lichen Fortbildungsmaßnahmen und der engen kameradschaftlichen Zusammenarbeit 
sowie den Forderungen der Verwaltungsvereinfachung Rechnung zu tragen, wird fol- 
gendes vereinbart: 


ı. Zuständigkeitsgebiet s 


A. Die berufliche Fortbildung bei Beamten, Beamtenanwärtern und Angestellten 
der Regierung und der ihr nachgeordneten Dienststellen im Generalgouverne- 
ment wird von dem Hauptreferat „Schulung und Ausbildung“ in der Regierung 
wahrgenommen und umfaßt alle Maßnahmen, die aus der Tätigkeit der Beamten, 
Beamtenanwärter und Angestellten der Regierung sich als notwendig erweisen 
und erstrecken sich vorwiegend auf Deutsch, Stenografie, Maschinenschreiben, 
Rechnen und auf die Fremdsprachen und Aufgaben, die zur Erfüllung der 
Dienstobliegenheiten der einzelnen Fachverwaltungen notwendig sind. Dem 
Hauptreferat „Schulung und: Ausbildung‘ obliegt ferner die Abnahme. der 
vorgeschriebenen Fachprüfungen. 


B. Die zusätzliche Berufserziehung aller sonstigen Schaffenden aus Industrie, 
Handel und Gewerbe, den freien Berufen usw. fällt in das Zuständigkeitsgebiet 
des „Deutschen Berufserziehungswerkes“. 


C. Es steht den Beamten, Beamtenanwärtern und Angestellten der Regierung und 
der ihr nachgeordneten Dienststellen im Generalgouvernement frei, an den 
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Lehrgemeinschaften des „Deutschen Berufserziehungswerkes“ teilzunehmen. 
In diesem Falle ist von den Lehrgangsteilnehmern die vom „Deutschen Berufs- 
erziehungswerk“ festgesetzte Teilnehmergebühr zu bezahlen. Umgekehrt können 
vom „Deutschen Berufserziehungswerk“ Teilnehmer den Lehrgängen des 
Hauptreferates „Schulung und Ausbildung“ zugeführt werden. In diesem 
Falle ist vom „Deutschen Berufserziehungswerk‘ die vom Hauptreferat „Schu- 
lung und Ausbildung“ festgesetzte Teilnehmergebühr an den Leiter der dafür 
zuständigen Verwaltungsschule abzuführen. 


2. Arbeitsplan 


Zur Durchführung der beruflichen Fortbildung stellt der Leiter des „Deutschen 
Berufserziehungswerkes“ mit dem Leiter des Hauptreferates „Schulung und Aus- 
bildung“ in der Regierung des Generalgouvernements gemeinsam einen Arbeits- 
plan auf, der für beide Stellen richtunggebend und verbindlich ist. Die Maßnahmen 
zur Heranbildung von Beamten und Beamtenanwärtern werden von diesem - 
Übereinkommen nicht berührt. | 


3. Übungsleiter 

In Verwirklichung der gemeinsamen Zusammenarbeit stellt das Hauptreferat 
„Schulung und Ausbildung“ auf Anforderung und nach Möglichkeit in Über- 
einstimmung mit dem mit der Hauptabteilung „Wissenschaft und Unterricht“ 
getroffenen Abkommen dem „Deutschen Berufserziehungswerk“ geeignete Übungs- 
leiter (Fach-, Berufs- und Handelsschullehrer usw.) als Unterrichtskräfte zur Ver- 
fügung. Diese sind verpflichtet, den Unterricht gemäß den ihnen erteilten Stofl- 
plänen und den ergangenen Anweisungen des „Deutschen Berußerziehungswerkes“ 
durchzuführen und erhalten dafür vom Berufserziehungswerk eine entsprechende 
bungsleiterentschädigung, die im ‚Absatz 4 (Übungsleiterentschädigung) fest- 

gesetzt und näher umrissen ist. 


4. Übungsleiterentschädigung 


Vom Hauptreferat „Schulung und Ausbildung“ wird als Unterrichtsentschä- 
digung der Lehrkraft für die Kurzstunde (45 Minuten) ein Honorar von ı5 Zloty, 
für die Doppelstunde (90 Minuten) ein solches von 30 Zloty gezahlt. In Abweichung 
davon beträgt die Unterrichtsentschädigung im „Deutschen Berufserziehungs- 
werk“ für die Kurzstunde (45 Minuten) 10 Zloty, für die Doppelstunde (90 Mi- 
nuten) 20 Zloty. Die Zahlung eines gleichen Honorars ist aus bestimmten, hier 
nicht zur Erörterung stehenden Gründen unmöglich. 

Lehrkräfte, die sich weigern, infolge der geringeren Entlohnung beim „Deut- 
schen Berufserziehungswerk“ Unterricht zu erteilen, haben sich beim Leiter des 
Hauptreferates „Schulung und Ausbildung‘, Regierungsrat Dr. von Manzano, 
dem sie sofort zu melden sind, zu rechtfertigen und werden bei ungerechtfertigter 
Weigerung von der weiteren Arbeit in der Verwaltungsschule ausgeschlossen. 


Y 
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5. Unterrichtsräume \ , 2 


Für die Durchführung von Lehrgemeinschaften des „Deutschen Berufserzie- ' 
hungswerkes‘ stellt das Hauptreferat „Schulung und Ausbildung in der Regierung 
des Generalgouvernements auf Anforderung und nach Möglichkeit die Unterrichts- 
räume der Verwaltungsschulen in den Distrikten Krakau, Lemberg, Lublin, 
Radom und Warschau gegen Erstattung eines entsprechenden Unkostenanteils dem 
„Deutschen Berufserziehungswerk“ zur Verfügung. Von der Erhebung eines 
Mietanteils wird abgesehen ; dagegen ist für Licht und Reinigung eine Benutzungs- 
gebühr pro Unterrichtsraum und pro Doppelstunde von 1,50 Zloty zu entrichten. 
In den Wintermonaten wird zu dieser Benutzungsgebühr von 1,50 Zloty noch 
ı Zloty zur Deckung der Heizungsunkosten erhoben, so daß dann pro Unterrichts- 
raum und pro Doppelstunde 2,50 Zloty vom „Deutschen Berufserziehungswerk“ 
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zu zahlen sind. Für die Benutzung des Schreibmaschinensaales ist darüber hinaus 
pro Doppelstunde und Schreibmaschine eine Benutzungsgebühr von 0,50 Zloty 
vom „Deutschen Berufserziehungswerk“ abzuführen. 


3. Lehrmittel 


Die zur Durchführung des Unterrichts notwendigen Lehrunterlagen, Lehr- 
mittel, Fachbücher usw. des Hauptreferates „Schulung und Ausbildung“ und des 
„Deutschen Berufserziehungswerks“ sind die gleichen. 


. Leistungsbestätigungen x 


Die bei erfolgreichem Lehrgangsabschluß vom „Deutschen Berufserziehungs- 
werk“ ausgestellten Leistungsbescheinigungen für Lehrgemeinschaften an Stufe II 
(Fortgeschrittenen-Lehrgänge), die bei Stenografie und Schreibmaschine die er- 
reichten Silben- bzw. Anschlagsgeschwindigkeiten ausweisen, werden von den 
Dienststellen der Regierung anerkannt. 


. Antragswesen 


Zum Zwecke einer genauen Steuerung und Erfassung aller zur Durchführung 
kommenden Berufserziehungsmaßnahmen und zur Auswertung der geleisteten 
Berufserziehungsarbeit sind alle Einzelvorträge, Vortragsreihen, Lehrgänge usw. 
auf dem vom „Deutschen Berufserziehungswerk“ vorgesehenen Vordruck (siehe 
Anlage) zur Meldung zu bringen. Die Ausfüllung der vorgesehenen Vordrucke 
erfolgt durch das Hauptreferat „Schulung und Ausbildung“ im Einvernehmen mit 
dem „Deutschen Berufserziehungswerk“. 


. Anordnungen 


Der Leiter des „Deutschen Berufserzichungswerkes“ im Arbeitsbereich General- 
gouvernement der NSDAP. und der Leiter des Hauptreferats „Schulung und 
Ausbildung“ erteilen in engster Zusammenarbeit weitere Weisungen an die ihnen 
unterstellten Dienststellen. S 


Krakau, den 9. August 1943 


NSDAP. N 
Arbeitsbereich Generalgouvernement Hauptarbeitsgebiet: 
„Arbeits- und Sozialpolitik“ 


Der Leiter 
gez. Bodo Stahr 


Bereichsleiter 
Hauptreferat 


„Schulung und Ausbildung“ 
in der Hauptabteilung Innere Verwaltung 
Der Leiter 


M.d.W.d.G.b. 
gez. Manzano 
Regierungsrat 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Volkswohlfahrt 
Generalgouvernement 


Winterhilfswerk des Deutschen Volkes 
Der „Reichsbeauftragte Berlin, SO 36, den 24. Juni 1943 
An die Gaubeauftragten für das WHW. 


WHW. - Rundschreiben Nr. 17/43 


Betrifft: Sammlungswesen 


Als Anlage übersende ich Ihnen abschriftlich das Rundschreiben Nr. 88/43 des 
Leiters der Partei-Kanzlei vom 22. 5. 1943 mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
Unterrichtung Ihrer nachgeordneten Dienststellen. 

Gleichzeitig bringe ich die Anordnung Nr. V 6/41 vom 8. 5.1941 in Erinnerung, 


Heil Hitler! 


LA: 
gez. Lehr 
Abschrift 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
Partei-Kanzlei 
Der Leiter der Partei-Kanzlei Führerhauptquartier, den 22. Mai 1943 


Rundschreiben Nr. 88/43 


Betrifft: Sammlungswesen - 


Im Einvernehmen mit dem Reichsschatzmeister und dem Reichspropagandaleiter 
der NSDAP. weise ich nochmals auf folgendes hin: 


Das Sammlungswesen hat erst nach der nationalsozialistischen Machtübernahme 
. seine rechtliche Ordnung erhalten. Seither hat sich immer eindringlicher erwiesen, 
daß alle Sammlungen von: Geld- und Sachspenden eine außerordentliche politische 
Bedeutung besitzen und daher einer überlegenen und weitsichtigen Lenkung bedürfen. 


Sammlungen von Geld- und Sachspenden für Zwecke der Allgemeinheit weisen 
in propagandistisch besonders wirksamer und eindringlicher Art den einzelnen Volks- 
genossen auf die großen Aufgaben der Volksgemeinschaft hin. Sie haben zugleich 
den durch andere Maßnahmen nicht zu ersetzenden erzieherischen Zweck, den ein- 
zelnen immer wieder zu Opfern für überpersönliche Aufgaben zu veranlassen, Außer- 
dem sind sie eines der feinsten und sichersten Mittel, mit denen die Führung die tat- 
KERN ® Einstellung des Volkes gegenüber ihren Maßnahmen und Plänen fest- 
stellen kann. 
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Der Führer hat daher trotz all des für die Sammlungen erforderlichen Aufwandes 
an Arbeitskraft und -zeit, mit denen im Kriege besonders sparsam umzugehen ist, 
davon abgesehen, die aus den großen Sammlungen des Winterhilfswerkes und des 
Deutschen Roten Kreuzes fließenden Geldmittel auf anderem Wege zur Verfügung 
zu stellen. Eine solche Regelung wäre ohne weiteres durchzuführen gewesen, zumal 
das geldliche Ergebnis dieser Sammlungen im Gesamthaushalte des Reiches keine 
entscheidende Rolle spielt. j 


Die Sammlungen können ihre beiden besonderen Aufgaben der propagandistischen 
und erzieherischen Beeinflussung des Volkes sowie der Unterrichtung der Führung 
nur dann erfüllen, wenn der Grundsatz der völligen Freiwilligkeit unter 
allen Umständen gewahrt bleibt. Diese Erkenntnis gehört zum politischen ABC jedes 
Volksgenossen, der in irgendeiner Form mit Fragen der politischen Führung zu tun hat. 


Das Wissen, daß die Sammelergebnisse eine Art Barometer für die Wetterlage 
der Volksstimmung sind, hat manchen Hoheitsträger dazu gebracht, ein möglichst 
hohes Ergebnis in seinem Hoheitsgebiete mit Maßnahmen aller Art zu erzwingen. 
Aus der Fülle dieser Maßnahmen nenne ich nur: die Drohung mit Parteigerichts- 
verfahren bei ungenügend erscheinenden Spenden, die öffentliche Nennung einzelner 
kleinlicher Spender an den Tafeln der Ortsgruppe, in der Presse oder in Versamm- 
lungen, die Ausübung moralischen Druckes durch persönliche Schreiben oder Besuche 
führender Parteigenossen bei einzelnen Volksgenossen oder Wirtschaftsunterneh- 
mungen, die Anlegung einer Art schwarzer Listen und die Veranstaltung eines Wett- 
bewerbes der einzelnen als Sammler eingesetzten Männer und Frauen. 


Auf diese Weise ist vielleicht nach außen hin der Eindruck einer besonderen 
Opferwilligkeit, einer besonders freudigen Anteilnahme der Bevölkerung am politi- 
schen Geschehen, eines besonderen Einverständnisses mit der Arbeit des Hoheits- 
trägers zu erzielen, in Wahrheit aber wird damit die Stimmung der Allgemeinheit 
aufs schwerste beeinträchtigt. Der verantwortliche Politische Leiter baut damit seinen 
Vorgesetzten und schließlich dem Führer selbst ein Potemkinsches Dorf auf; außer- 
dem handelt er hier unter Vernachlässigung seiner Pflichten und in Schädigung 
seiner Aufgaben: nur um den Eindruck einer tadellosen Arbeit nach oben hin zu 
erwecken, verdirbt er die Stimmung und mindert damit die seelische Widerstands- 
kraft und den inneren Einsatzwillen des: Volkes, der für den Sieg von entscheidender 


Bedeutung ist. Zumal die größten Sammlungen für das Winterhilfswerk und das 


Deutsche Rote Kreuz, in der Auffassung des Volkes mit der Arbeit der NSDAP. 
aufs engste verbunden sind, muß eine psychologisch falsche. Durchführung dieser 
Sammlungen außerdem zu einer Minderung des Ansehens und der Schlagkraft der 
Partei führen. 

Einen starken Anreiz zu Verstößen gegen die Sammlungsbestimmungen haben 
die bisherigen nach dem Aufkommen der einzelnen Hoheitsgebiete gegliederten 
Veröffentlichungen über das Sammlungsaufkommen gegeben. Mancher seiner eigenen 
Leistung nicht ganz sichere Politische Leiter hat schon allein dieser Veröffentlichungen 
wegen versucht, die anderen im Sammlungsergebnis zu übertrumpfen, um so seine 
eigene Arbeit vor der Öffentlichkeit und vor allem bei seinen Vorgesetzten als beson- 
ders erfolgreich erscheinen zu lassen. Um den einzelnen vor einer solchen eigenen 
Schwäche zu schützen, werden in Zukunft nicht mehr die Sammelergebnisse der 
einzelnen Gaue, Kreise und Ortsgruppen, sondern es wird nur mehr das Gesamt- 
ergebnis der Sammlungen des ganzen Reiches veröffentlicht werden, 


‘Der Einwand, daß der Übereifer einzelner Sammler zu Übergriffen führe, ist 
lange genug vorgebracht worden. Inzwischen haben die für die Arbeit an Ort und 
Stelle verantwortlichen Männer genügend Zeit gehabt, um ihre Mitarbeiter in der 
rechten Weise aufzuklären. Einen organisatorischen Apparat zu bedienen und mit 
‚dessen Hilfe einen Druck auf die Bevölkerung auszuüben, ist keine Kunst. Die Kunst 
der politischen Führung ‚besteht vielmehr gerade darin, die lebendigen seelischen 
Kräfte des Volkes zu wecken und zur Wirkung für das Reich zu bringen. Wer statt 
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des schwierigen Weges der Überzeugung durch Leistung und Vorbild den Weg des 
Druckes wählt oder wer es nicht fertigbringt, den nach wie vor notwendigen 
leidenschaftlichen Einsatz für gute Sammlungsergebnisse mit einer völlig diszipli- 
nierten Befolgung der Sammlungsvorschriften zu vereinen, meistert seine Aufgabe 
nicht, sondern legt Zeugnis ab von seinem Versagen. 


Andererseits muß ausdrücklich betont werden, daß die Fähigkeit und Leistung 
eines Hoheitsträgers nicht nach den Ergebnissen der Sammlungen zum Winterhilfßs- 
werk oder zum Kriegshilfswerk für das Deutsche Rote Kreuz in seinem Arbeitsbereich 
beurteilt werden darf. Die örtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der einzelnen 
Gaue, Kreise und Ortsgruppen sind so verschiedenartig, um einen gerechten Ver- 
gleich zu ermöglichen. 

Ich habe im Auftrage des Führers wiederholt auf diese Umstände und Folgerungen 
hingewiesen. Ich mache heute zum letzten Male den Versuch, die Einsicht und das 
Verantwortungsbewußtsein der Männer zu wecken, die an Ort und Stelle für die 
Gestaltung und Überwachung der Sammlungen zu sorgen haben. Der Reichsschatz- 
meister hat seine Dienststellen erneut angewiesen, nachdrücklich für die Einhaltung 
der für das Sammlungswesen geltenden Grundsätze und der hierzu’erlassenen Einzel- 
bestimmungen zu sorgen. Ich mache es den Hoheitsträgern zur besonderen Pflicht, 
diese Dienststellen bei ihrer verantwortungsvollen Arbeit in jeder Weise zu unter- 
stützen. : 

Abermalige Verstöße gegen die längst überall bekannten Sammlungsvorschriften 
müssen künftig als Zeichen eines völlig verfehlten egoistischen Geltungsbedürfnisses, 
einer heute weniger denn je tragbaren Bequemlichkeit ‚oder der Unfähigkeit zu poli- 
tischen Führungsaufgaben gewertet werden. x 


gez. M. Bormann 


Betrifft: Betreuungsmaßnahmen mit Bekleidungsgegenständen 
im Rahmen der NSV. 


Ein Einzelfall gibt mir Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß bei vorhandener 
dringender Bedürftigkeit an Bekleidung und Schuhwerk die Betreuten nicht bis zum 
Beginn des nächsten WHW. zu vertrösten sind, sondern daß auch nach Abschluß 
des jeweiligen WHW. mit Rücksicht auf die schwierigen Verhältnisse in einzelnen 
Distrikten Betreuungsmaßnahmen im Sommer durchzuführen sind. 

In diesen Fällen hat die Betreuung in engster Zusammenarbeit mit den Hilß- 
stellen „Mutter und Kind“ zu erfolgen. Die Standortamtsleiter und Hilfsstellen- 
leiterinnen müssen über Notwendigkeit und Umfang der durchzuführenden Betreuung 
gemeinsam beratschlagen. Die Ausgabe darf nur aus Beständen der NSV.-Lager 
erfolgen. Auf Bestände aus WHW.-Lagern darf keinesfalls zurückgegriffen werden. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die in den Richtlinien für das Kriegs- 
winterhilfswerk 1942/43 vom 27. August 1942 unter V, 2a gemachten Ausführungen 
betr. Betreuungsmaßnahmen, die sinngemäß für obige Fälle anzuwenden sind. 


Ollesch, Bereichsleiter 
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Merksätze der NSDAP. für den Parteigenossen 
im Kriege 


Parteigenosse! 


Beweise dem Führer deine Treue durch die Tat. Im Kampf 
und im Schaffen sei mutig, zäh, selbstlos und verschwiegen. 
Mit festem Glauben, entschlossenem Willen und frohem Mut 
bist du in schweren Stunden dieser Sroßen, Zeit allen ein Vor- 
bild und manchen Halt und Stütze. 

Warte nicht immer erst auf $sroße Gelegenheiten oder Befehle; 
überall stellt dir der Alltag Aufgaben. Pack an und hilf mit. 
‚In deiner Leistung laß dich von niemanden übertreffen. 

Sei einfach in der Lebensführung und vergiß nie, daß eine 
Idee nur durch die ‚Menschen besteht, die sie vorleben. Denke 
stets an unsere soziale Forderung: „Gemeinnutz vor Eigen- 
nutz!“ 

Gerüchten und Schwätzereien tritt mannhaft und energisch 
entgegen. An deiner Haltung müssen diese Kampfmittel des 
Gegners scheitern. 

Mit der Kritik fange bei dir selbst an. Das Recht zur Kritik 
erwirbt man durch eigene vorbildliche Leistung. 

In der Heimat kämpft die Frau genau so wie der Mann. Achte 
die arbeitende Frau, ehre die Mutter der Kinder und hilf der 
Jugend, den Trägern der Zukunft. 

Wahre deutsche Ehre und Art als höchstes Gut. Achte überall 
auf saubere Haltung gegenüber Fremdvölkischen und auf Ab- 
stand zu den Kriegsgefangenen. 

Den Opfern des Krieses erweise deine Achtung durch die Tat 
und nicht allein durch das Wort. Nimm dich ihrer taktvoll 
und hilfsbereit an. 

Hasse jeden Feind deines Volkes mit'der ganzen Leidenschaft 
deines Wesens; unterschätze ihn nicht, damit du ihm über- 
legen bleibst. - 

Wir kämpfen um eine gerechte sozialistische Ordnung, um 
Freiheit und Brot. Das ist der heilige Schicksalskampf unseres 
Voikes für die kommenden Jahrhunderte. 

Wo du stehst, da muß die Gemeinschaft vom Widerstands- 
willen und Angriffsgeist setragen sein. 


Immer und überall diene dem Sieg! 


Bei Fliegeralarm sind sämtliche 
Dienststellen der NSDAP sofort zu besetzen 


